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1.Einleitung

Die Geschichtsschreibung zu denJahren der Weimarer Republik
wird in Kenntnis ihres Ausgangs und ihrer Folgen von Histo-
rikern in ersterLinie als Suche nach den Ursachen für ihr Schei-
tern betrieben.1 Dies führte in der Parteien- und Institutionen-
geschichte zu einem deutlichen Übergewicht der Literatur zum
Aufstieg der NSDAP2 Die Erkenntnisse zur Entwicklung der
Arbeiterbewegung zwischen 1918und1933 konnten indenletz-
ten Jahren erheblichausgedehnt werden,3 doch besteht ein deut-
liches Übergewicht bei Studien zur Sozialdemokratie. Das Bild
der KPD bedarf weiterer Differenzierungen, Regional- und De-
tailstudien. Zum deutschenKommunismus existierenbisher nur
sehr frühe bzw. zeitlich eingegrenzte Studien,4 die, im Gefolge
von Flechtheim und Weber, das Bild einer Partei zeichnen, die
sich von einer lebendigen Bewegung zu einer „konformistisch-
totalitären Organisation" entwickelt hatte.5 Inder ostdeutschen
Geschichtsschreibung wurde dagegen die Geschichte der KPD
zur Rechtfertigung der „antifaschistischen" DDR dargestellt.
Erst der Fall der Mauer veränderte die Perspektive, wobei nicht
nur dieÖffnung bishernicht zugänglicher Archiveneue Erkennt-
nisse brachte, vielmehr wechselte mit dem Rückblick auf die
DDR auch der Blick auf ihre Tradition. Durch die Einbindung
sozial-, alltags- und mentalitätsgeschichtlicher Methoden wurde
der Blick auf die kommunistische Basis und den kommunisti-
schen Alltag gelenkt. Vorbildhaft tut dies die neue Studie von
Klaus-Michael Mallmann, die ein vielschichtiges Bild des In-
nenlebens der KPD zeichnet und strukturell und epochal über-
greifende Fragestellungen einbezieht: ,JDenn die Frage, wieso
ein beträchtlicher TeiljenerArbeiterbewegung, die im 19. Jahr-
hundert mit der Losung der Demokratie gegen den Obrig-
keitsstaat angetreten war, aus der eigenen Tradition ausscherte
[...] und sich letztlich zum Instrument einer staatlich systemati-
sierten Repression verwandelt, ist längst noch nicht hinreichend
beantwortet."6

Während für Schleswig-Holsteinmittlerweile eine Reihe von
Regionalstudien vorliegen, ist der Forschungsstand zur KPD in
Norddeutschland sehr unbefriedigend.7 Vergleichendeund syste-
matisierende Analysen fehlen,so daß dasBild sehrdiffus bleibt,8
wie die beiden folgenden Beispiele belegen. HansjörgZimmer-
mann schreibt in seiner Studie zum Herzogtum Lauenburg:
„Gleichzeitig waren damit auch die einzelnen Vorsitzenden der
Ortsgruppen [der KPD; U.P.] nichtfrei in ihrenEntscheidungen
undHandlungen, sondern wurden zu bloßen Handlangern einer
ferngesteuerten Organisation."9 Dagegen stellt Karl-Werner
Schunck für Eckernfördeüberrascht fest, daß dasVerhältnishier
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten trotz gegenteili-
ger Direktiven des ZK der KPD undentgegen der Meinung der
„allgemeinen Geschichtsschreibung" aufgrund der engen sozia-
len Bindungen im ländlichen Raum sehr entspannt gewesen zu
sein scheint.10 Fühlten sich die lokalen KPD-Funktionäre folg-
lich eher den traditionellen Bindungen als den Anordnungen
übergeordneter Parteiinstanzen verpflichtet?

Dieser Frage soll in der folgenden Studie am Beispiel der in
Dithmarschen gelegenen Kleinstadt Heide nachgegangen wer-
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den.Stimmte das vielfach zitierteBildeinerallmächtigen Partei-
führung, eines monolithischen Parteiapparates, der die Partei von
oben nach unten beherrschte,mit den Realitäten in der von der
Landwirtschaft geprägten Stadt an der schleswig-holsteinischen
Westküste überein? Zur Beantwortung dieser Frage soll der
Blick auf die lokalen Akteure, ihr Politikverständnis und ihren
Willen bzw. ihre Fähigkeit, Parteirichtlinien in die Tat umzuset-
zen, fokussiert werden. Dazu gehörtauch die Frage, wie weit es
der KPD gelang, den leninistischen Führungsanspruch gegen-
über der gesamtenArbeiterklasse durchzusetzen.

Eine Stadt, die 1933 ca. 11000 Einwohner zählte, lenkt den
Blick aufeine KPD-Organisation,die mit denGegebenheitenim
protestantisch-ländlichen Raum fertigwerden mußte. Anders als
z.B. in Hamburg gab es hier keine großen Industrien,keine fa-
briknahenStadtviertel undkeineQuartieremit hoher Wohndich-
te, in denen sich ein abgegrenztes proletarisches Milieu ent-
wickeln konnte. Obwohl gewisse Straßen bevorzugt von Kom-
munisten bewohnt wurden,waren sie in ihrer Sozialstrukturdoch
wieder zu heterogen,um einproletarisches Bewußtsein aufkom-
men zu lassen. So wähltenin denprotestantisch-ländlichenKrei-
sen Dithmarschens überdurchschnittlich viele Arbeitereine bür-
gerlich-nationale Partei, die DNVP und später die NSDAP."
Diese Konstellation - so kann bereits an dieser Stelle festgehal-
ten werden -erschwerte die Arbeit der Heider KPD-Ortsgruppe
beim Aufbau innerparteilicher Kommunikationsstrukturen. Um
den Problemen der KPD in Heide auf die Spur zukommen, soll
die lokale Parteiarbeit der Kommunisten der der NSDAP ge-
genübergestellt werden. Beide Parteien gelten als radikale
Protestbewegungen, profitierten jedoch in unterschiedlichem
Maß von der krisenhaften Situation am Ende der Weimarer
Republik.12 Während die NSDAP in Heide zwischen 1928 und
1933 einen steilen Aufstieg nahm,blieben die Erfolge der KPD
eher bescheiden.13

Die Rekonstruktion der Geschichte der KPD in Heide undih-
rer Kommunikationsstrukturen ist aus verschiedenen Gründen
schwierig.DieUrsache dafür liegt zumeinen inder Artund Wei-
se der politischen Arbeit der Kommunisten. Da die Partei sich
selbst als Gegner der Republik sahundauf ihre Zersetzunghin-
wirkte, gestaltete sie ihre Arbeit konspirativer als die übrigen
Parteien.14 Zum anderen spiegeln parteiinterne Unterlagen allzu
häufig nur einenBruchteil derRealität wider. Außerdem lehnten
es die bürgerlichen Zeitungen inHeide vielfach ab,Berichteüber
KPD-Veranstaltungen abzudrucken, so daß auch die öffentliche
Tätigkeit nur selektiv bekannt wurde.Berichtestaatlicher Instan-
zen wie z.B. Polizeiberichte sind dagegen aus der Verfolgerrolle
geschrieben.
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stein und in der Industriestadt Kiel
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furt/M. 1983; R. Möller, Widerstand
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kleinstädtischen Region: SPD, KPD
und Bibelforscher im Kreis Steinburg,
in:ZSHG 114(1989),S. 125-227;L.D.
Stokes, Kommunistischer Widerstand
gegen den Nationalsozialismus in Eu-
tin 1925-1934, in: Informationen zur
Schleswig-Holsteinischen Zeitge-
schichte 22 (1992), S. 5-44; D. Sieg-
fried, Zwischen Einheitspartei und
„Bruderkampf. SPD und KPD in
Schleswig-Holstein 1945/46, Kiel
1992; Elke Imberger,„Widerstand von
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Reihen der Arbeiterbewegung und der
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schichte. Jahrbuch zur Arbeiterbewe-
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Vgl.zumForschungsstand zur Wei-
marer Republik und „Drittem Reich"
in Schleswig-Holstein IZRG- (Institut
für schleswig-holsteinische Zeit- und
Regionalgeschichte)HeftNr.I,Schles-

2.Heider
Kommunisten -drei
Lebensbilder

An den Anfang dieses Aufsatzes sollen die Lebensgeschichten
der dreiHeiderbzw. Dithmarscher Kommunisten Gustav Bruhn,
Christian Heuckund ErichBöhliggestellt werden, indenen sich
eindrucksvoll die Entwicklung und die verschiedenen Facetten
der kommunistischen Bewegung in Heide zwischen 1919 und
1945 spiegeln. Engagement für die Partei ließ Bruhnund Heuck

168



zu Führungs-"Kadern" des Bezirks Wasserkante werden. Doch
trotz ihrer intensivenArbeit blieb der revolutionäreAnspruch der
KPD in Schleswig-Holstein uneingelöst. Nach Hitlers Macht-
übernahme arbeiteten sie weiter für ihre Partei und bezahlten ihr
furchtloses Eintreten für ihre Ideale mit dem Tod. Die Be-
schreibung ihres Lebens reflektiert die Wechselwirkung zwi-
schen Ambitionen der Parteiführung und konkreter Umsetzung
an der Parteibasis. Durch die Einbeziehung sozialisations-
geschichtlicher Elemente wird die Darstellung der reziproken
Beziehung zwischen der prägenden Wirkung der Partei auf ihre
Mitglieder undderWirkung derParteimitglieder aufdieParteiar-
beit um ein zusätzlichesElement bereichert underweitert damit
die sozialgeschichtliche Perspektive.

2.1 Gustav BruhnDer am 14.März 1889 in Angermünde geboreneGustav Bruhn,
Sohn eines Eisenbahners,war in den 20er Jahren der führende
Funktionär der Heider Kommunisten, nach der November-
revolution auch Vorsitzender des Heider Ortsausschusses des
„AllgemeinenDeutschen Gewerkschaftsbundes" (ADGB).15 Der
Tischler Bruhn leistete seinen Militärdienst in Kiel, wo er seine
aus dem Dithmarscher DorfNesserdeich beiLunden kommende
Frau Elisabeth (geb. am 26.12.1894) kennenlernte,mit der er
zwei Söhnehatte.16 Elisabeth stammte aus einer in der Tradition
der Arbeiterbewegungstehenden Landarbeiterfamilie -ihr Vater
Otto Holz wurde im September 1921 als Leiter der KPD-Orts-
gruppeLunden genarmt17 -und trat 1919 selber in die Partei ein.
Wegen ihrer politischen Tätigkeit gehörte auch sie nach der
„Machtergreifung" zu den Opfern des nationalsozialistischen
Terrors. 1934 wurde sie verhaftetund wegen„Wiederaufbau der
KPD" zu zwei Jahren Haft verurteilt,die sie imFrauengefängnis
Lauerhof beiLübeck verbüßte. Nach der Entlassung 1936 wurde
sie noch im selben Jahr erneut verhaftet undins KZ Fuhlsbüttel
eingeliefert. MangelsBeweisen setzte sie dieNS-Justiz imJanu-
ar 1937 wieder auf freien Fuß. 18

Schon früh engagierte sich Gustav Bruhninder Arbeiterbewe-
gung. 1912 trat er in Hannover in die SPD ein, wechselteaber in
den Revolutionswochen zum Spartakusbund und 1919 zur
USPD.BeiBeginn desErsten Weltkriegs wurde er zurMatrosen-
division nach Wihelmshaven eingezogen und war bis 1915 auf
dem Linienschiff „Wörth".Er wurde anschließend demMarine-
korps Flandern zugeteilt und kämpfte bis Kriegsende in einer
Pionierkompanie in Flandern.19 Da seine Ehefrau aus Dith-
marschen kam, ging er mit ihr 1919 nach Heide.Dort galt er als
eine der schillerndsten Persönlichkeiten der extremen Linken,
wurde als „derRote" bezeichnet und verbüßte wegenseinerpoli-
tischen Tätigkeit verschiedene Haftstrafen. Ein Heider Polizei-
beamter charakterisierte ihn 1929 folgendermaßen:20

„Solange derKommunistenführer Bruhnnoch inHeide wohn-
te [...], kamenReibereien und Schlägereien beider Gegenaktion
der KPD weniger vor. Bruhn ist ein ruhiger und intelligenter
Führer, der von der Hamburger Leitung sehr geschätzt wird.
Selbst Nationalsozialistengeben zu,daß Bruhn ihnen inden Ver-
sammlungen immer ruhigundsachlich entgegengetretenseiund 15 Vgl.zu den Eheleuten Gustav und

wig 1994, S. 9ff.; P. Wulf, Was bleibt
zu tun? Schwerpunkte künftiger For-
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in: Nationalsozialismus in Nordfries-
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fung" in Bredstedt.hrsg. vom Nordfri-
isk Instituutund vom IZRG, Bredstedt
1993,S.88-94.
9 H. Zimmermann, Wählerverhalten
und Sozialstruktur im Kreis Herzog-
tum Lauenburg 1918-1933, Neumün-
ster 1978,S. 414.
10 K.-W. Schunck. Sozialdemokraten
und Kommunisten in Eckernförde am
Vorabend der „Machtergreifung", in:

K. Harner/K.-W. Schunck/R. Schwarz
(Hg.), Vergessen und verdrängt. Arbei-
terbewegung und Nationalsozialismus
in denKreisen Rendsburg und Eckern-
förde. Eine andere Heimatgeschichte,
Schleswig1 1995, S. 122.
11 Vgl. R. Heberle, Landbevölkerung
undNationalsozialismus. Eine soziolo-
gische Untersuchung der politischen
Willensbildung in Schleswig-Holstein
1918-1932, Stuttgart 1963, S. 113f;
J.W. Falter/D. Hanisch, Die Anfällig-
keit vonArbeitern gegenüber der NSD-
AP bei den Reichstagswahlen 1928-
-1933, in: Archiv für Sozialgeschichte
(AfS)26 (1986), S. 179-216; J.W. Fal-
ter, Hitlers Wähler, 1991, S. 217; D.
Geary, Employers, Workers, and the
Collapse of the Weimar Republik, in: I.
Kershaw (Hg.), Weimar: Why did Ger-
man Democracy fail, London 1990, S.
92-119.
12 Vgl. J.W. Falter, Wer wurde Natio-
nalsozialist? Eine Überprüfung von
Theorien über die Massenbasis des Na-
tionalsozialismus anhand neuer Da-
tensätze zur NSDAP-Mitgliedschaft
1925-1932, in: H. Grabitz/K. Bäst-
lein/J. Tuchel (Hg.), Die Normalität
desVerbrechens. Bilanz undPerspekti-
ven der Forschung zuden nationalso-
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13 Vgl. U. Pfeil, Vom Kaiserreich ins
„Dritte Reich". Die Kreisstadt Hei-
de/Holstein 1890-1933, Diss., Ham-
burg 1995.
14 Vgl. u.a. zur Organisation und Agi-
tation der KPD die parteieigenen
Schriften „Fingerzeige für die Technik
der illegalen Arbeit" (1924), Verhal-
tensmaßregeln für Kommunisten
(April 1926), Landesarchiv Schleswig
[LAS] 309/22572,22718.
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daß er stets bemüht war, seinen rohen und ungebildeten Partei-
genosseneine anständige Kampfweise beizubringen. Bruhnhat
seine draufgängerischen Parteigenossen, die die Gegenaktion
der KPD verkehrt auffaßten, häufig nur mit großer Mühe von
Ausschreitungen zurückhalten können."

Bruhn übernahm vermutlich im Verlaufe des Jahres 1923 die
Funktion des Ortsvorsitzenden der KPD vonErich Böhlig21 und
war wegen seiner exponierten Funktion und seiner republik-
feindlichen Äußerungen wiederholt Ziel vonBeobachtungenund
Verfolgungen durch die Heider Ordnungsbehörden.22 Seine Ar-
beit beschränktesich jedochnicht nuraufdieHeiderOrtsgruppe.
Er hatte entscheidenden Anteil an dem Auf- und Ausbau des
KPD-Ortsgruppennetzesinden ländlichenGemeinden derWest-
küste, für die er neue Mitglieder anwerben konnte. Seine Woh-
nung in der Großen Westerstraße 21 bot verfolgten Kommuni-
sten Unterschlupfundbeherbergte Angehörige von inhaftierten
Parteigenossen.23 Von seinen Botengängen zwischen Heide und
Hamburgkam ermit Werbematerialien für dieKommunisten der
Umgebungzurück. Diese enormen Anstrengungenkonnte er für
diePartei leisten, weil das ZKder KPD ihn für seine Parteitätig-
keit bezahlte. Zur Schulung für die regionale Arbeit reiste er
mehrmals in die Sowjetunion, wo er auf seine Funktionen als
Parteisekretär undInstrukteur vorbereitet wurde;24 1924 war er
Delegierter des V Weltkongresses der Kommunistischen Inter-
nationaleninMoskau. Wegen seiner exponierten Position wurde
seine Wohnung mehrmals von der HeiderPolizei durchsucht.25

1927 ging er als Unterbezirksleiter nach Lübeck und wurde
dort wegen des Vertriebs der Broschüre „Deutschlands revolu-
tionäre Matrosen" zu drei Jahren Haft auf der Festung Gollnow
verurteilt. 1928 wurde er für die KPD indenPreußischen Land-
tag gewählt undmußte aufgrund seiner Immunität als Abgeord-
neteraus der Haft entlassen werden.26 Infolge einesBeschlusses
der Bezirksleitung Wasserkante übernahm Bruhn 1928 die Lei-
tung des Unterbezirks Kiel; seinem Vorgänger Dietrich wurde
Mißwirtschaft und „politische Unfähigkeit" vorgeworfen.27 1929
verließ er Heide 28 und wechselte im Januar 1930 als Leiter der
„Landabteilung" zur Bezirksleitung nach Hamburg.29 Hier blieb
er nurkurz, denn einJahr später übernahm er erneut die Leitung
des Unterbezirks Lübeck, wo er vorübergehend der Bürger-
schaftsfraktion angehörteund nach Niederlegung seines Man-
dats eine Rede aus dem Zuschauerbereich hielt, die ihm eine
Strafe wegenHausfriedensbruchs einbrachte.30

In dieser Zeit wurde Bruhn durch einen V-Mann der Polizei
überwacht, wie aus der Korrespondenz zwischen der Kriminal-
polizei in Lübeck und der Nachrichtensammelstelle beim
Reichsministerium des Innern inBerlin hervorgeht. Dabei ging
es um vermeintlicheVerbindungen vonBruhn zueiner Person in
einem Ministerium inBerlin. Bruhn scheint in dieser Zeit eine
Beziehung zu einer Frau in Berlin/Tempelhof gehabt zu haben,
die auchder KPD angehörte.Beiihr hatte er einZimmer gemie-
tet und unterstützte sie finanziell.31 Im Sommer 1932 ging er
nach Hamburg zurück und arbeitete in der Gewerkschaftsabtei-
lung.32

!6 Heinrich Bruhn wurde am
29.1.1913 in Lunden geboren und en-
gagiertesich ebenfalls in der Arbeiter-
bewegung. Vor 1933 war er bereits
Mitglied des KJVD. Nach der Machtü-
bernahme durch die NSDAPwar ermit
seiner Ehefrau Edith (geb. Cor-
nehy*l9.l.l9ls) noch für die KPD
tätig und entrichtete weiterhin Mit-
gliedsbeiträge. Er warAngestellter bei
der russischen Handelsvertretung und
wurde gemeinsam mit Ehefrau und
Mutter am 14.10.1936 festgenommen
undam 24.11.1937 vomHanseatischen
Oberlandesgericht wegenVorbereitung
zum Hochverrat zu zwei Jahren und
sechs MonatenHaft verurteilt. Vgl.Ta-
gesmeldung der StaatspolizeiHamburg
v. 14./15.10.1936; Urteil des Hanseati-
schen Oberlandesgerichts v. 24.11.1937,
Bundesarchiv Abteilungen Potsdam
[BAP] NJ 10277, Bd.l-17. Der zweite
Sohn Otto war Soldat der deutschen
Wehrmacht undbei Stalingrad vermißt.
Vgl. Stiftung Archiv der Parteien und
Massenverbändeder DDRim Bundes-
archiv ISAPMO-BA] DV 55/V
278/6/199.
17 Vgl. Bezirk Wasserkante an ZKder
KPD in Berlin v. 7.9.1921, SAPMO-
BARY 1/13/16/44.
18 Vgl. SAPMO-BADV 55/V278/6/-
-199." Vgl.BAPNJ 1518, Bd.l-5.
2(1 Bericht eines Beamten der Landes-
kriminalpolizeistelle Flensburg v.
16.3.1929, Schleswiger Regierungs-
präsident anKieler Oberpräsidenten v.
26.3.1929,LAS301/4506.
21 Vgl. Schleswiger Regierungspräsi-
dent an Landrat von Norderdithmar-
schen [ND] v. 23.12.1923, LAS
309/22789; Schleswiger Regierungs-
präsident an Polizeibehörde Hamburg
v.26.7.1924;LAS 309/22739.
22 Vgl.u.a.Anklage des Oberstaatsan-
waltes in Altona v. 31.3.1923, LAS
309/22572.
21 Vgl. Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 10.2.1926,
LAS309/22718.
24 Vgl. Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 15.7.1924,
LAS301/4522.
25Vgl. LandratND anSchleswiger Re-
gierungspräsidenten v.19.1.1924, LAS
309/22695; Landrat an Oberreichs-

Elisabeth BruhnU. Hochmuth/G. Mey-
er, Streiflichter aus dem Hamburger
Widerstand 1933-1945, Frankfurt/M.
1969; U. Puls, Die Bästlein-Jacob-
Abshagen-Gruppe, Berlin (Ost) 1959;
L. Eiber, Arbeiterwiderstand gegen Fa-
schismus und Krieg 1933-1945, in: U.
Bauche/L.Eiber/U. Wamser/W.Weinke
(Hg.), „Wir sind die Kraft". Arbei-
terbewegung in Hamburg von den An-
fängen bis 1945, Hamburg 1988, S.
312.

170



Nach der Machtübernahme der Nationalsozialistenbefand er
sich vom 26. April bis zum 17.Juni 1933 und vom 20. Septem-
ber bis zum 13. Oktober 1933 inSchutzhaftim KZFuhlsbüttel. 33

Am 14.März 1935 wurdeer wegen „VorbereitungzumHochver-
rat" zu drei Jahren Haft verurteilt und verbüßte diese im Zucht-
haus in RendsburgundimKZ Sachsenhausen.34 Gleich nach sei-
ner Freilassung Mitte 1939 arbeitete er wieder im Untergrund
und setzte dieseTätigkeit imKrieg fort.35 Er traf sich mit Partei-
freunden zugetarnten Treffs und diskutierte die politische Lage.
In den Gesprächen erwogen die Widerständler u.a. die
Wiederaufrichtung der kommunistischen Organisationen. AbFe-
bruar 1942 begannen Bruhn und seine Freunde im Bereich des
ehemaligen Bezirks Wasserkante eine kommunistische Organi-
sation aufzubauen.

Bruhn wurde im Frühjahr 1942 zur Mitarbeit in der größten
Hamburger Widerstandsgruppe während des Krieges, der Bäst-
lein-Jacob-Abhagen-Organisation,gewonnen und warsofort be-
reit, einen führenden Posten zu bekleiden.36 Er wurde Leiter der
Industriegruppe „Metall"undkonzentrierteseine Arbeit u.a.auf
die Klöckner-und Holsatiawerke in Hamburg. Er erkundete in
geheimen Treffs die Situation und politische Stimmung der
Arbeiter, die Struktur des Werks und dieLage der sowjetischen
Arbeiterinnen und eruierte die Möglichkeit zur politischen
Betätigung in den Werken. Diese Tätigkeit diente als Vorberei-
tung zu Sabotageakten, zur VerzögerungvonRüstungsaufträgen
und zu Kampagnen für langsames und qualitativ schlechtes Ar-
beiten.37 Weiterhin hörte er Feindsender ab und beherbergte
Parteifreunde.38

Mit seiner Ehefrau undanderen Mitgliedern der kommunisti-
schen WiderstandsgruppeninHamburg wurdeer am18. Oktober
1942 von der Gestapo verhaftet, im Juli 1943 aber vorüberge-
hend für zwei Monate beurlaubt,da infolge der Bombardierung
Hamburgs der Justizapparat schwer behindert war und viele
Gefängnisse zerstörtwaren. Das Ehepaar Bruhn entschied nach
Ablauf des Hafturlaubs,sich nicht wieder den Hamburger Justiz-
behörden zu stellen,und ging in den Untergrund. Am 16. De-
zember 1943 nahm die Polizei Bruhn erneut fest, nachdem er
von dem Überläufer Alfons Pannek verratenworden war. Am 3.
Februar 1944 inhaftierte dieGestapoauch Bruhns Ehefrau Elisa-
beth. DieEheleute wurden ins KZNeuengamme eingeliefert, wo
sie am 14. Februar 1944 ohne Gerichtsurteil aufBefehl Himm-
lers gehenkt wurden.

Anwalt in Leipzig v. 25.1.1926, LAS
309/22718.
26 Vgl. Neues Deutschland 45/
14.2.1959.
27 Vgl. Bezirk Wasserkante an Unter
bezirksleitung Kiel v. 30.11.1928; Be
zirk Wasserkante an KPD-Zentrale in
Berlin v. 6.9.1928, SAPMO-BA RY
1/13/16/36.
28 Vgl. Landrat ND an Schleswi;jcr
Regierungspräsidenten v. 22.2.193ti.
LAS 309/23056; Schleswiger Regie-
rungspräsident an Kieler OberpriiM-
denten v. 21.12.1928,LAS 301/45311
29 Vgl. D. Siegfried, „Ich war immer
einer von denen,die kein Blatt vor den
Mund nehmen!" Kontinuitäten und
Brüche imLeben des Kieler Kommu-
nisten Otto Preßler, in: Demokratische
Geschichte [DG] IV (1989), S. 2>) \
Anm. 172.
30 Vgl. Geheimes Staatspolizeianit
Lübeck anLeiter des Geheimen Staai

—
polizeiamtes in Berlin v. 29.7.193-1.
BAPR 58/3232, 81. 229.
31 Vgl. die Ermittlungen zwischen
Oktober 1931undJuli 1932 in BAPSt
10/157,Bd.7a,81. 117-130.
32 Vgl. Staatspolizei Hamburg an Lei
ter der Geheimen Staatspolizei in Bei
lin v. 15.7.1934 (Personalien der Mn
glieder der BL Wasserkante nach Ein
forderung v. Feb. 1930), BAP K
58/3232,81. 191/192.
33 Vgl. Staatspolizei Hamburg an Lei
ter der Geheimen Staatspolizei in Bei
lin v. 15.7.1934 (Personalien der Mn
glieder der BL Wasserkante nach Ein
forderung v. Feb. 1930), BAP R
58/3232,81. 191/192.
34 Vgl. Liste der Preußischen Gehci
men Staatspolizei ehemaliger kommu
nistischer Abgeordneter des Preußi
sehen Provinziallandtags v. 18.8.1936.
BAPR 58/4263, 81. 93-95.
35 Vgl. SAPMO-BA DV 55A
278/6/199.
36 Vgl. zur Bästlein-Jacob-Abshagen
Organisation U. Hochmuth/G. Meyer.
Streiflichter, 1969, S. 341ff.;U. Puls.
Die Bästlein-Jacob-Abshagen-Gruppe.
1959; L. Eiber, Arbeiterwiderstand.
1988.
37 Vgl. U. Hochmuth/G. Meyer,

Streiflichter, 1969, S. 341.
38 Vgl.BAPNJ 1518, Bd.l-5.
39 Vgl. zuChristian Heuck R. Möller,
Steinburg, 1989, S. 146f.; H. Weber,
Wandlung, 8d.2, 1969, S. 161; M.-E.
Rehn, Heider gottsleider. Kleinstadtle-
ben unter dem Hakenkreuz: Eine Bio-
graphie, Basel 1992,S. 21. Außer den
in den folgenden Fußnoten angegebe-

2.2 Christian HeuckEine weitere herausragendePersönlichkeit unter den Dithmar-
scher Kommunisten war der am 18. März 1892 in Heuwisch/
Norderdithmarschen geboreneChristian Heuck,39 der inder Zeit
der Weimarer Republik wegen seiner politischen Tätigkeit wie-
derholt verurteilt wurde40 und für die Nationalsozialisten in
Schleswig-Holsteinein „rotes Tuch" war.NachdemBesuch der
VölksschuleinWesselburen war er zwei Jahre in der Landwirt-
schaft tätig und wurde anschließend für zwei Jahre Versandleiter
ineinem Gemüsegroßhandelsgeschäft. Von1912 an dienteer als
aktiverSoldat undnahm amErsten Weltkrieg teil.Er wurdedrei-
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nen Akten des LAS finden sich noch
vereinzelte Informationen zu Heuck in
LAS309/22781,22797, 22798.

mal verwundet, erhielt das EX IIund beendete den Krieg im
Range eines Unteroffiziers. Er ging nach der Demobilisierung
wiedernach Wesselburen zurück, woer zwischen 1918 und 1920
einen Pferdehandel betrieb und dann bis 1922 ein Gemüsever-
sandgeschäft führte.

Der Krieg und die Wochen der Novemberrevolution wurden
für ihn zueinem prägendenErlebnis. Er übernahm 1918 den Po-
sten des 2. Vorsitzenden des Arbeiterrates in Wesselburen und
gründete als solcher Ende des gleichen Jahres die Ortsgruppe der
SPD. Anfang 1919 verließ er die Partei,blieb einhalbes Jahrpar-
teilos und schloß sich dann der KPD an, für die er zum Jahres-
wechsel 1919/20 die Wesselburener Ortsgruppe aufbaute. Er
blieb ihr Vorsitzender bis 1923, als er wegen einer drohenden
Gefängnisstrafe fliehen mußte. Er war Mitglied des Provinzial-
landtages, Stadtverordneter in Wesselburen und organisierte
Landarbeiterstreiks in der Umgebung, wo die KPD überdurch-
schnittlich stark war.41

Wegen seiner politischen und organisatorischen Erfahrung in
ländlichen Regionen schickte ihn die KPD-Zentrale in Berlin
1923 als Militärleiterder KPD nach Mecklenburg,um dort unter
falschem Namen die Landarbeiterbewegung zu leiten und die
Bewaffnung der KPD in Norddeutschland durchzuführen.42 In
der Bezirksleitung genoß er großes Ansehen, wie aus ihrer
folgenden Beurteilung deutlich wird: „Wir könnennur bestäti-
gen, daß der Ge«[osse] Heuck währendder Zeit seiner Arbeit im
Bezirk Wasserkante bis Juni 1923 ein außerordentlich aktiver
Parteifunktionär und führender Kommunist in dem nordwest-
lichen TeilSchleswig-Holsteins,Norder- undSüderdithmarschen
war."47

Im Februar 1924 siedelte er nach Cottbus über, wo er für die
KPD einen militärischen Apparat aufbauen sollte. In gleicher
Funktion ginger kurzdarauf nach Breslau,wo er alsMilitärleiter
der KPD für denBezirk Schlesien unter falschem Namen arbei-
tete.In dieser Zeit kam er wiederholt unerkannt nach Wesselbu-
ren zurück, wo seine Frau weiterhin lebte. Am 21. Mai 1924
wurde er festgenommen und am 20. März 1926 vom Staatsge-
richtshof wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu fünf Jahren
Zuchthaus und einer Geldstrafe von 500 RM verurteilt.44 1928
wurde Heuck amnestiert. Nach einer kurzen Zeit in Wesselburen
wurde er Unterbezirksleiter undarbeitete vonHeide undItzehoe
aus,45 wurde Mitglied des Kreistags von Steinburg (1929/30)und
des Provinziallandtags für die Provinz Schleswig-Holstein
(1929-1933). Von der Arbeit Heucks in seinem alten Wirkungs-
kreis versprach sich die Bezirksleitung einen Aufschwung der
Partei."46

Im Oktober 1930 übernahm Heuck die Leitung des Unterbe-
zirks Flensburg,47 wurde im selben Jahr Mitglied des Reichstags
(1930-33) und leitete den „Roten Frontkämpferbund" (RFB) in
Schleswig-Holstein. Seit Januar 1932 war Heuck als Parteise-
kretär inKiel tätig und wurde Anfang März zum Stadtverordne-
ten gewählt. Auch in dieser Zeit kam er wiederholt in Konflikt
mit der Justiz.Am23.Juli 1932wurden Flugblätteran dieArbei-
ter der „DeutschenWerke" inKiel verteilt,die vonHeuck verfaßt

40 Oberreichsanwalt an Reichsmini-
ster der Justiz v. 16.5.1933, BAP St
1/90.
41 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 30.5.1922, LAS 309/
22923; Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 4.8.1924,
LAS301/4522.
42 Vgl. H. Weber, Wandlung, 8d.2,
1969,S. 161.
43 Vgl. Bezirk Wasserkante ZK der
KPD in Berlin v. 6.9.1928, SAPMO-
BA RY 1/13/16/36.
44 Vgl.Reichskommissar für Überwa-
chung der öffentlichen Ordnung an
Nachrichtenstellen der Länder v.
11.5.1926, LAS 309/22722; Auszug
aus dem Strafregister v. 11.4.1930,
LAS 301/4532; Oberreichsanwalt an
Reichsminister derJustiz v.16.5.1933,
BAP St 1/90; Staatspolizeistelle für
den Reg.-Bezirk Breslau an Leiter des
Geheimen Staatspolizeiamts in Berlin
v. 31.7.1934, BAPR 58/3232,81. 152.
43 Liste des Plenars des Bezirks Was-
serkante v.Februar 1930, SAPMO-BA
RY 1/13/16/36.
4(1 Vgl.Bezirk Wasserkante anZK der
KPD in Berlin v. 6.9.1928, SAPMO-
BA RY 1/13/16/36.
47 Vgl. Bezirk Wasserkante an ZK der
KPDin Berlin v.28.10.1930, SAPMO-
BA RY 1/13/16/36.
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worden waren. In ihnen rief er zum Massenstreik mit dem Ziel
des Sturzes der RegierungPapen auf. Wegen der Auflösungdes
Reichstags bestand für Heuck keine Immunität mehr, so daß ge-
gen ihn noch am selben Tag Haftbefehl erlassen wurde. Heuck
waraber nicht auffindbar.48

Gleich nach der „Machtergreifung" fand die Kieler Polizei in
Wohnungen von KPD-Mitgliedern von Heuck herausgegebene
Flugblätter mit der Überschrift „SPD bringt Hitler an die
Macht".Indem Flugblatt hieß es:

„Die deutsche Arbeiterklasse muß sich zum Kampfgegen den
Faschismus und zum Sturz der Hitler-Regierung in der Antifa-
schistischen Einheitsfront zusammenfinden. Schafft Streik- und
Kampf-Kommitees in den Betrieben. Organisiert denpolitischen
Massenstreik. Rüstet zum GeneralstreikundHitler wirdkeine 14
Tage regieren!"

Dieser Aufruf zum Sturz Hitlers machte ihn zur Zielscheibe
der neuen Machthaber. Heuck wurde wegen „Vorbereitung zum
Hochverrat" am 4. Februar 1933 in Kiel in Untersuchungshaft
genommenundwegen „hochverräterischerUnternehmen" ange-
klagt.49 Am 27. Juni 1933 wurde er zueinerHaftstrafe voneinem
Jahr undneun Monaten verurteilt.50

Der Tod Heucks im Februar 1934 verlief unter dubiosen
Umständen. Die Staatspolizeistelle in Altona meldete, daß er
sichimZentralgefängnisNeumünster selber erhängthabe.51 Die-
se Version wurde auch in der Öffentlichkeit verbreitet. Mittler-
weile steht jedoch fest, daß Heuck an seinem 42. Geburtstag von
SA-Leutenermordet wurde.52

Um Heucks Rolle in der KPD Wasserkante erschöpfendzu
beurteilen,sind Quellenlage und überlieferte persönlicheAussa-
gen zu schmal. Er galt als Freund Ernst Thalmanns53 und über-
stand die Weimarer Republik ohne Parteiausschluß, was dafür
spricht, daß er sehr wandlungsfähigwar undKurskorrekturen der
Gesamtparteifrühzeitig erkannte und als guter „Parteisoldat" ge-
fügig mitmachte. „Dieser Funktionär war gegenüber dem
,Feind'kämpferisch undeinsatzbereit,inderOrganisationpaßte
er sich aber an", urteilt Hermann Weber über den stalinistisch
geprägten Prototyp des Funktionärs54 und charakterisiert damit
auch Heuck zutreffend. Die gefundenen Quellen lassen Heuck
als einen Ultralinken erscheinen, der ein entschiedener Gegner
der Sozialdemokraten und ein Verfechter der Sozialfaschismus-
Theorie war. Für diese These spricht auch das folgende Zitat aus
dem erwähnten Flugblatt, in dem Heuck den Sozialdemokraten
Verrat an den Interessen der Arbeiterschaft vorwarf: „Weil die
SPD-Führer im Interesse des Kapitalismus die Aufgabe haben,
sich in jeder verschärftenSituation totzustellenunddie Arbeiter-
klassepassiv zu halten,konntees überhaupt erstzu einerPapen-
undSchleicherregierungkommen."55

4* Vgl. Oberstaatsanwalt in Kiel an
Reichsminister der Justiz vom
3.8.1932,BAP St1/90.
49 Vgl. Oberstaatsanwalt in Kiel an
Reichsminister der Justiz vom
4.2.1933, BAP St 1/90; Oberreichsan-
walt an Reichsminister der Justiz vom
11.3.1933, BAP St 1/90.
30 Vgl. Oberreichsanwalt an Reichs-
minister der Justiz v. 17.6.1933, BAP
St 1/90, St 2/111; Staatspolizeistelle
Kiel an Schleswiger Regierungs-
präsidenten v. 8.7.1933, BAP R
58/3227, 81. 2,3,5,6.
51 Vgl.Staatspolizeistellein Altona an
Geheimes Staatspolizeiami inBerlin v.
27.2.1934,BAPR 58/3227, 81.5.
52 R. Möller,Steinburg, 1989, S. 147;
Deutschland vom Feinde besetzt. Die
Wahrheit über das Dritte Reich. Bilder
undDokumente zusammengestelltund
hrsg. v. internationalen antifaschisti-
schen Archiv, Paris 1935, BAP R
58/2321, 81. 203.
53 Vgl. H. Weber, Wandlung, 8d.2,
1969, S. 161.
34 H. Weber, AufstiegundNiedergang
des deutschen Kommunismus, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte B 40/91 v.
27.9.1991, S. 27.'3 Vgl. Oberstaatsanwalt in Kiel an
Reichsminister der Justiz, v. 4.2.1933,
BAPSt1/90.

2.3 Erich BöhligAls dritte Persönlichkeitder Heider KPD soll derbeim „Heider
Anzeiger" angestellte Erich Böhlig hervorgehoben werden
(1885-1945), der sich vom Schriftsetzer zum Korrektor hochge-
arbeitet hatte. Wie Bruhn und Heuck besaß er eine qualifizierte
Berufsausbildungundgehörtezur Generationder Frontsoldaten.
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Nach der Gründung der Heider Ortsgruppe der KPD wurde er
1920 Erster Vorsitzender.56 Anders als seine beiden Partei-
genossen blieb er während der Weimarer Republik inHeide und
arbeitete auch nach seiner Ablösungals Ortsgruppenleiter weiter
für die Partei. Er war regelmäßiger Gast in denKPD-Stammlo-
kalen „Nordstern" in der Norderstraße und der Wirtschaft von
Johanna Off und trat wiederholt in Veranstaltungen der politi-
schen Gegner auf. Er sammelte währendder Weltwirtschaftskri-
se bei Heider Geschäftsleuten für Arbeitslose und wurde im
März 1933 letzterStadtverordneter für dieKPD.

Die Nationalsozialisten kannten ihn als politischen Gegner
und verhaftetenBöhligim April 1933. Über ein Jahrmußte er in
den provisorischen Konzentrationslagern in Schleswig und
Glückstadt zubringen, wurde nach seinerFreilassungnicht mehr
an seinem alten Arbeitsplatz beim „Heider Anzeiger" angestellt
und mußte sich als Anschläger im Ölbergwerk „Hölle"in Hem-
mingstedt durchschlagen,um seineFamilie zuernähren. ImRah-
men der „Gewitteraktion"57 1944 wurde er vernommen und ins
KZ Neuengamme gebracht.Die Zeit des „Dritten Reichs" über-
lebte ErichBöhlignicht. Er gehörtezu denGefangenen, die am
3. Mai 1945 beim Untergangder „Cap Arcona" inder Lübecker
Bucht ums Leben kamen.58

DieLebensläufe von Christian Heuck, Gustav Bruhnund Er-
ich Böhlig weisen bei allen Unterschieden zahlreiche Gemein-
samkeitenauf. Sobedeutete der Erste Weltkrieg für alle drei eine
tiefgreifende Zäsur in ihrem Leben. Sie tauschten ihr ziviles Le-
ben gegen ein Milieu mit eigenen Normen und Regeln. Die
freiwillige Meldungals Soldat,der Erwerb vonAuszeichnungen
und die Beförderung, wie Heuck es erfuhr, war bei späteren
Kommunisten keine Ausnahme.59Genauso wie die Anhänger der
völkischen Kampfverbände übernahmen sie das Freund-Feind-
Schema,GewaltundMuskelspiel aus demKriegundsetztendie-
se Mittel auch in der Ausführung ihrer praktischen Politik
während der Weimarer Republik ein.60 ,JDaß Menschen dem
Zwang zum Glück geopfert werden sollten, ja müßten, zählte
angesichtsder Kriegserfahrungen wenig. Die allgemeine Verro-
hung undBrutalisierungunter den Bedingungen des Lebens im
Schützengraben, der Verlust der humanen Orientierung, das
Abhandenkommender imProletariat ohnehin niedrigenAggres-
sionshemmungnach Jahren lizenzierten Tötensmachten Gewalt
in der Politik auch aufder radikalen Linken zumprobaten und
legitimen Mittel in der Auseinandersetzung",M schreibt Klaus-
Michael Mallmann. So ließ sich u.a. auch bei Bruhn eine dem
Kriegsvokabular entlehnte Terminologie finden: ,JDarum fester
zusammengeschlossen in der revolutionären Gewerkschafts-
opposition, die allein in Verbindung mit der kommunistischen
Parteigewillt ist, dieLandarbeiterschaft zum KampfundSieg zu
führen." 62

Anders als ihre Gegnerauf der Rechten erlebten sie jedochdie
Novemberrevolution. Währenddiereaktionären Kräfte die Revo-
lution als Verratam Heer empfandenund für einWiederaufleben
der Monarchie kämpften bzw. im Verlaufe der Weimarer Repu-
blik zueinem neuen autoritären System finden wollten,gehörten

56 Vgl. Adreßbuch der Stadt Heide,
Heide 1922,S. 142;BiographischeAn-
gaben zuErichBöhlig für die Zeit nach
1933 finden sich bei M.-E. Rehn, Hei-
der gottsleider, 1992, S. 34ff
57 Vgl. D.Körte,„AktionGewitter,, in
Schleswig-Holstein, in: DG 111 (1988),
S. 521-526; R. Möller, Steinburg,
1989,S. 220ff
58 Vgl. W. Lange, Cap Arcona. Das
tragische Ende der KZ-Häftlings-Flotte
am 3. Mai 1945.Dokumentation, Neu-
stadt 1988.
59 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni
sten, 1996,S. 110.
60 Vgl. G.L. Mosse, Über Kriegserin-
nerungen und Kriegsbegeisterung, in:
M. van der Linden/G. Mergner (Hg.),
Kriegsbegeisterung und mentale
Kriegsvorbereitung. Interdisziplinäre
Studien, Berlin 1991, S. 27-36; ders.,
Fallen Soldiers. Reshaping the Me-
mory of the World Wars, New
York/Oxford 1990,S. 159ff;P.Knoch,
Kriegserlebnis alsbiographische Krise,
in: A. Gestrich/ders./H. Merkel (Hg.),
Biographie - sozialgeschichtlich, Göt-
tingen 1988,S. 86-108;G. Fiedler,Ju-
gend im Krieg. Bürgerliche Jugendbe-
wegung, Erster Weltkrieg undsozialer
Wandel 1914-1923, Köln 1989, S.
157ff.
61 K.-M. Mallmann, Kommunisten
1996,S. 117.
62 G. Bruhn, Die Landarbeiter drän-
gen zum Streik, in: Das erwachende
Dorf.Organ für die werktätige Landbe-
völkerung Bezirk Wasserkante 4/Au-
gust1930, SAPMO-BAR-CZ 16443.
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Männer wie Heuck, Böhligund Bruhn zu den Kräften, die be-
sonders inder Endphase des Krieges die Durchhaltebefehle als
Willkür der kaiserlichen Heeresleitunggegenüber den einfachen
Soldaten empfanden. Der Verrat an der „Schützengrabenge-
meinschaft" wurde für sie AuslöserzurMeuterei,unddurch ihre
sozialistische Vorprägungund der Übernahme des sowjetischen
Vorbildes engagierten sie sich in den Arbeiter- und Soldatenrä-
ten. Die wirtschaftlichen Krisen und die Ernüchterung über die
steckengebliebeneRevolution, die Enttäuschung über die refor-
mistische Rolle der SPD und das weiterhin präsente Gefühl des
Verfolgtseins führten zu einer sukzessiven Radikalisierung ihres
Denkens und ihres Handelns, ließen sie aus der SPD austreten,
Mitglieder der USPD werdenund machtensie schließlich zu be-
geisterten Kommunisten.

Für die KPDarbeiteten sie in verschiedenenFunktionen,wur-
den beiBedarfkurzfristig an andereOrte geschickt, opferten ihr
Privatleben ganz der Partei. Damit gehörtensie zu jenenKadern,
die dieParteiorganisationgegen alleWiderstände aufrechterhiel-
ten, und durch ihr Engagement versuchten sie die stets dünne
Personaldecke der KPD auszugleichen.63 Dabei verstanden sie
sich als ausführende Organe der Parteizentrale, die anstrebten,
die Direktiven von oben nach unten durchzusetzen. Diese Hal-
tung sollten sie schon imeigenenInteresseeinnehmen,denn nur
durch die Zahlungen der Zentrale bestritten Bruhn und Heuck
ihrenLebensunterhalt. Wie das Beispiel von Gustav Bruhn zei-
gen wird (vgl. 4.1),hinderte ihn dieseGrundhaltungnicht daran,
in seiner Arbeit vor Ort auch von der Parteilinie abzuweichen,
weil er aus eigenem Antrieb Adaptationen vornahm, von denen
er sich eine größere Effizienz für diePartei erwartete. Aufbegeh-
ren als korrigierende Insubordination,als produktiver Ungehor-
sam, der lokal durchaus für Erfolg sorgte, war ihmkeineswegs
fremd,"64 urteilt Mallmann in seiner Charakterisierung des
„ideellenGesamtkommunisten" derWeimarer Republik undtrifft
damit auch ChristianHeuck und Gustav Bruhn.

Daß sie sich als Rädchen in einem großen Ganzen sahen, das
es zu verteidigen galt, belegt ihr Leben nach 1933. Sie blieben
ihrerParteiundihrer kommunistischen Weltanschauung treuund
wurdendeshalb vonden Nazi-Schergen ermordet.

63 Vgl. R. Müller, „Rotes Arbeiter-
Hamburg". Zur Politikder KPD 1924-
-1933, in: U. Bauche/L. Eiber/U. Wam-
ser/W.Weinke (Hg.), „Wir sind die
Kraft". Arbeiterbewegung inHamburg
vonden Anfängen bis 1945, Hamburg
1988, S. 237; K.-M.Mallmann, Kom-
munisten, 1996, S. 237.
64 K.-M. Mallmann, Kommunisten,
1996,S.384.

3.Die Entwicklung
der KPD in Heide
1920-1933
3.1 Von der
Gründung zum vor-
läufigen Tiefpunkt

Der Einfluß der KPD in Schleswig-Holstein war nach ihrer
Gründung vorerst noch gering. Vereinzelte Aktionen mit der
USPD verhalfen ihr nicht zum erwartetenDurchbruch bei den
Arbeitern indenBetrieben.Einzig unter denErwerbslosen,häu-
fig ehemalige Frontsoldaten,fand sie einige Resonanz.Nochbe-
schränkte sich dieseArbeitauf die größeren Städte wie Kiel.Erst
nach der Vereinigung mit der USPD im Dezember 1920 ent-
wickelte sich die KPD in Schleswig-Holstein zu einer festen
Größe, die jedoch- ähnlich wie die Gesamtpartei - immer wie-
der von Parteispaltungen und Austritten zurückgeworfen wur-
de.65 Der Bezirk Wasserkante, dem Schleswig-Holstein, Ham-
burg, der Unterbezirk Lüneburg, der nordöstlicheTeildes heuti-
genNiedersachsens und seit 1926 dieHansestadt Lübeck zuge-
ordnet waren, wurde zueinem derstärksten imReichsgebietund

63 Vgl. D. Siegfried, „Linkssektierer"
und „Rechtsopportunisten".Zur politi-
schen Sozialisation regionaler KPD-
Führer in Schleswig-Holstein 1945/46,
in:IWK4(I99O), S. 484ff.
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war in der Zeit der Weimarer Republik bekannt für seine
kominterntreueHaltung.66

InHeideunternahmdie KPD bereits 1919 Anstrengungen zur
Gründung einer Ortsgruppe,67 konnte jedoch gegen die Kon-
kurrenz von SPD und USPD nicht recht vorankommen. Die
eigentliche Geschichte der Heider KPDbeginnt deshalb erst im
Oktober 1920, als die zum linken Flügel der USPD gehörende
Heider Ortsgruppenahezu geschlossenund reibungslos zurKPD
übertrat. Federführend war dabei Gustav Bruhn, der in Schles-
wig-HolsteindieKräfte anführte, dieden sofortigenAnschluß an
die111. Internationalebefürworteten. 68 InderFolgezeit sorgte die
Heider KPD nur für wenig Aufsehen,69 so daß Landrat Dr.
Kracht im Juni 1922 melden konnte, daß im Kreis Norderdith-
marschen von der Tätigkeit der KPD nichts zu merken sei.70

Trotz der nur schwachen Parteitätigkeit erreichten die Heider
Kommunisten bei den auf das Jahr 1921 verschobenen Reichs-
tagswahleninder Stadt immerhin 15,5%. Siehatten den Großteil
des Wählerpotentials der USPD übernommen und profitierten
weiterhin von der instabilen Situation der Nachkriegszeit.71

Der Zustand der organisatorischen Schwäche änderte sich je-
doch 1923.Ausgelöstdurch die Inflation und die wirtschaftliche
KrisensituationimReicherfuhr die KPDin ganzDeutschland ei-
nen kräftigen Zulauf.72 Die Partei versuchte die aufgeheizte
Stimmung unter der Arbeiterschaft für sich zu nutzen. Dem
SPD-Bezirksvorstand in Schleswig-Holstein schlug sie vor, eine
gemeinsame Demonstration gegen Teuerung und Wucher zuor-
ganisieren.Die Ortsgruppen erhieltendie Order,auf lokalerEbe-
ne genauso vorzugehen. Gleichzeitig solltendie SPD-Arbeiter in
den Betrieben angesprochen werden, „um so die SPD in eine
Zwangslage zu bringen."17 Dieses Vorgehen war strategisch mo-

66 Vgl.D. Siegfried, Preßler 1989,S.
273ff; U. Büttner, Politik und Ent-
wicklung der KPD in Hamburg 1924-
-1933, in:A. Voß/U. Büttner/H. Weber,
Vom Hamburger Aufstand zur politi-
schen Isolierung. Kommunistische Po-
litik 1923-1933 in Hamburg und im
Deutschen Reich, Hamburg 1983, S.
60.
67 Vgl. Aufstellung über die Verhält-
nisse der SPD, USPD und Kommuni-
sten in den Kreisen Norder- undSüder-
dithmarschen v. 3.11.1919, LAS
301/2402.
<* Vgl. zur Geschichte der USPD in
HeideU.Pfeil,Heide, 1995, S. 121ff.
64 Im September 1921 bestanden in
Dithmarschen acht Ortsgruppen der
KPD;vgl. Sekretariatdes Bezirks Was-
serkante anZentrale der KPDin Berlin
v. 7.9.1921, SAPMO-BA RY 1/13/-
-16/44.
70 Vgl. Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 13.6.1922,
LAS 309/22923. Diese Feststellung
von Kracht stimmt mit der Entwick-
lung im ganzen Bezirk Wasserkante
überein. Während es am7.9.1921 noch
113 Ortsgruppen im Bezirk gab,waren
es im April 1922 nur noch 82 (vgl.
SAPMO-BA RY 1/13/16/40). Die Par-
tei bezahlte für ihre ständigen Rich-
tungswechsel und für die Folgen der
blutigenMärzunruhen von 1921,diezu
einer regelrechten Austrittswelle führ-
ten.Vgl.K.Schönhoven,Reformismus
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tiviert und war eine Herausforderung an die Sozialdemokratie,
denn die KPD versprach sich von dieser „Taktik zur Gewinnung
derArbeitermassen durch die Entlarvung des Oppositions- und
Republikschwindels der SPD"14 die Schaffung einer „Einheits-
front von unten" gegen die Sozialdemokratie.75 InDithmarschen
erwies sich dieses Vorgehen für kurze Zeit als erfolgreich. Die
seit Oktober 1922 bestehendeOrtsgruppe inMeldorf konnte die
SPD als führende Arbeiterparteider Stadt ablösen.76

Durch diesen spürbaren Aufschwungin der Parteiorganisation
und der Mitgliederwerbung war die KPD in ganz Deutschland
bemüht, revolutionäre Aktionen vorzubereiten. In Sachsen und
Thüringen gingen die Kommunisten Koalitionsregierungen mit
der SPD ein und erhofften sich dadurch eine verbesserte
Ausgangsposition für umstürzlerische Aktivitäten.77 Die Reichs-
regierung war schon seit längerer Zeit inAlarmbereitschaft ver-
setzt undhatte bereits am 26. September 1923 denAusnahmezu-
stand über das ganze Reich verhängt. Am23. Oktober 1923 ließ
der Reichspräsident Reichswehrtruppen in Sachsen einmar-
schieren und enthob die Regierung ihres Amtes.Auch inThürin-
gen trat die Regierung zurück. Zur gleichen Zeit kam es inHam-
burg zueinem Arbeiteraufstand, indem ein paar hundert Kom-
munisten in einem aussichtslosen Kampf gegen diePolizei un-
terlagen.78 Den Kommunisten war es damit nicht gelungen, im
Reich einen „deutschenOktober" zuentfesseln.

Auch in Heide war die politische Lage in diesen Tagen sehr
angespannt. Am 14. Oktober 1923 wurde die Wohnung vonGu-
stav Bruhn zum wiederholten Male nach antirepublikanischen
Drucksachen durchsucht.Die gefundenenSchriften wurden zum
Anlaß, Bruhn in Schutzhaft zunehmen,79 was dieHeider Kom-
munisten in Aufregung versetzte.Inder ganzenInnenstadt sam-

und Radikalismus. Gespaltene Arbei-
terbewegung im Weimarer Sozialstaat,
München 1989, S. 94f; A. Voß, Der
„Hamburger Aufstand" im Oktober
1923, in:, U. Büttner/A. Voß/H. Weber,
Vom Hamburger Aufstand zur politi-
schen Isolierung.Kommunistische Po-
litik 1923-1933 in Hamburg und im
Deutschen Reich, Hamburg 1983, S.
22ff; U.Büttner, Politische Gerechtig-
keit und sozialer Geist. Hamburg zur
Zeit der Weimarer Republik, Hamburg
1985,S. 118ff
71 Vgl. J. Winkler, Die soziale Basis
der sozialistischen Parteien inDeutsch-
landvom Ende des Kaiserreichs bis zur
Mitte der Weimarer Republik 1912-
-1924, in: AfS 29 (1989), S. 137-171.
72 Vgl. H.A. Winkler, Weimar 1918-
-1933. Die Geschichte der ersten Deut-
schen Demokratie, München 1993, S
199ff.
73 Vgl. Rundschreiben Nr. 15 des Be-
zirks Wasserkante v. 13.6.1923, SAP-
MO-BA RY 1/13/16/25.
74 Bezirk Wasserkante an ZK der
KPD in Berlin v. 2.5.1925, SAPMO-
BARY 1/13/16/24,81. 105.
73 Vgl. U. Büttner, Politik, 1983, S.
67; K. Schönhoven, Reformismus,
1989,5.95f.
76 Vgl. Monatsbericht des Bezirks
Wasserkante an ZK der KPD in Berlin
v. 20.2.1923, SAPMO-BA RY 1/13/-
-16/22,81. 38.
77 Vgl. E. Kolb,Die Weimarer Repu-
blik, München 2 1988,S. 51f.
78 Vgl.zu den Ereignissen in Hamburg
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melten sichKommunisten inkleinen Gruppen,so daß diePolizei
die Sicherheitsmaßnahmen imGefängnis verstärkte.Sie erwarte-
te eine bewaffnete Aktion zur Befreiung von Bruhn. Der kom-
munistische Bezirkskommissar für den BereichNord-West und
Nord,Adolf Reusch,rüstete die Heider Parteimitglieder mit Ge-
wehren und Munition aus, um in der Nacht vom 15. zum 16.
Oktober einen Sturm auf das Amtsgerichtsgefängnis zu unter-
nehmen. Ein weiteres Waffenlager soll sich bei dem Maschi-
nensetzer Edmund Delonge in der Mühlenstraße 109 befunden
haben.Gegen 23 Uhrdrangen zweikommunistische Trupps,be-
waffnet mit Karabinern,indie Innenstadt undnäherten sich dem
Gefängnis. Es kam zu einer kurzen Schießerei, bei der niemand
verletzt wurde.80 Nach Hausdurchsuchungen wurden zehn
Genossenverhaftet.81DieBezirksleitung inHamburgmißbilligte
die Befreiungsaktion für Bruhn wegen der mangelhaften Vor-
bereitungund wies aufdiehohe Zahlder festgenommenen „Op-
fer"hin,„die wirfür den späterenKampfgebrauchen."*2

Nach den Oktoberaufständen wurde die KPD in ganz
Deutschlandbis zum 1.März 1924 verboten.DiePartei stand vor
einem Scherbenhaufen. Sie verlor viele Mitglieder und Anhän-
ger und war ihrem Ziel, der revolutionären Umgestaltung
Deutschlandsnachsowjetischem Vorbild so weitentfernt wienie
zuvor. Während imOktober 1923 noch 108 Ortsgruppen im Be-
zirk Wasserkante bestanden, waren es im September 1924 nur
noch 65. InHeide zählte die Ortsgruppe imOktober 1923 179,
imSeptember 1924 nur noch 69 zahlendeund 40nicht zahlende
Mitglieder. Fünf ehemalige KPD-Mitglieder waren zum Stahl-
helm gewechselt.83 In Wesselburen sank dieMitgliederzahl von
250 auf 23 undinMeldorf von 130auf 30 Mitglieder. Außerdem
überwiesen die Ortsgruppen nur sehr unregelmäßig ihre Beträge
an die Bezirksleitung.84 Zum Jahreswechsel 1923/24 konnte
Landrat Dr.Kracht inNorderdithmarschen keine Werbetätigkeit
der Kommunisten mehr feststellen.85 InDithmarschen spielte die
Partei vorläufig keine Rolle mehr inder politischen Landschaft,
wie sie sich auch selbst im September 1924 eingestand: ,JDie
Organisation ist imganzenUnterbezirk sehr mangelhaft, da vie-
le Genossen amDeich arbeiten undbeim Dammbau beschäftigt
sind. Unter diesenArbeitern geht jedochkeine Initiative für die
Parteiaus."*6 Bis 1925 verschlechterte sich die Situation weiter,
so daß dieKPD imUnterbezirk Heide geradenoch 176 Mitglie-
der zählte;87 im Unterbezirk Itzehoe waren es immerhin noch
961 Genossen.88 Die Heider Ortsgruppe war auf 60 Unverzagte
geschrumpft.89 Einige der agitatorischwirkenden Mitglieder ver-
hielten sich politisch gleichgültig, andere wechselten zur SPD
zurück. Dem Versuchzur Gründung einerOrtsgruppe des „Roten
Frontkämpferbundes"90 im Oktober 1924 unter der Führung von
Bruhn warnur ein schwacherErfolg beschieden. Der Bundblieb
auch inden folgenden Jahren inHeide unbedeutend91 undkonn-
te erst während seines Verbots 1930 als „Kampfbundgegen den
Faschismus" einenbescheidenenErfolg verzeichnen.UnterLei-
tung des Maurers Hermann Braasch zählte er 1930 45 Mitglie-
der.92 Wie schmal die Basis der Heider KPD 1925 war, belegen
die beiden Wahlgänge der Reichspräsidentenwahlen. Während

aus den Augen eines Teilnehmers das
Verhör des kommunistischen Parteise-
kretärs Willi Selbiger;Hamburger Poli-
zeibehörde an Schleswiger Regie-
rungspräsidenten v. 13.12.1923, LAS
309/22798.
79 Vgl. Heider Anzeiger [HA]
242/15.10.1923.
80 Vgl.HA 243/16.10.1923.
81 Vgl. HA 244/17.10.1923; Schles-
wiger Regierungspräsident an Landrat
ND v.23.12.1923, LAS309/22798.
82 Vgl. Rundschreiben Nr.36 des Be-
zirks Wasserkante an alle Ortsgruppen
v. 17.10.1923, SAPMO-BA RY
1/13/16/25.

83 Vgl. Bericht vom Bezirk Wasser-
kante v. 9.9.1924, SAPMO-BA RY
1/T3/16/23,81. 93/94. Zurgleichen Zeit
zählte die SPD etwa 200 Mitglieder,
der „Reichsbanner" 45, derKriegerver-
ein 454, der Stahlhelm 200 und der
Wehrwolf 480 Mitglieder, so daß die
KPD bereits 1923 zu der Erkenntnis
kam, daß „Norder- und Süderdithmar-
schen zum Herzen der Reaktion" zu
werden scheint; vgl. Rundschreiben
Nr. 13 des Bezirks Wasserkante v.
29.5.1923, SAPMO-BA RY 1/13/16/
25.
84 Rundschreiben Nr.3l an alle Orts-
gruppen des Bezirks Wasserkante v.
4.9.1922, SAPMO-BA RY 1/13/16/25;
Bericht vom Bezirk Wasserkante v.
9.9.1924, SAPMO-BA RY 1/13/16/23,
81. 93/94.
85 Vgl. Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 18.12.1923
u. 8.1.1924;LAS 309/22695.
86 Vgl. Bericht des Bezirks Wasser-
kante an ZK der KPD in Berlin v.
9.9.1924, SAPMO-BA RY 1/13/16/23,
81.93/94.
87 In Dithmarschen bestanden Orts-
gruppen der KPDin Brunsbüttelkoog,
Heide,Meldorf,Wesselburen, Lunden,
St. Michaelisdonn, Stelle und Wöhr-
den; vgl. Aufstellung über die Außen-
stände in den Ortsgruppen v. April
1925, SAPMO-BA RY 1/13/16/59, 81.
5-8.
88 Vgl. Wandsbeker Polizeipräsident
an Schleswiger Regierungspräsidenten
v.19.5.1925,LAS301/4523.
89 Vgl. Monatsbericht des Bezirks
Wasserkante für Januar v. 7.2.1925 an
ZK der KPD in Berlin, SAPMO-BA
RY 1/13/16/22,81. 140.
90 Vgl. zum RFB K.Finker, Die Ge-
schichte des Roten Frontkämpferbun-
des, Berlin (DDR) 2 1982; Der Rote
Frontkämpferbund 1924-1929,Düssel-
dorf 1975; K.-M.Mallmann, Kommu-
nisten, 1996,S. 193ff.
91 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 10.10.1924, LAS
301/4546; Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 6.1.1925,
LAS 309/22572;LandratND anKieler
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Ernst Thalmann in Heide imersten Durchgangmit 5,3% genau
das Ergebnis der KPD von den Reichstagswahlen im Dezember
1924 erreichte, waren es im zweiten Wahlgang nur noch 3,9%.
Die sinnlose Kandidatur Thalmanns veranlaßte einen Teil von
kommunistischen Wählern, dem Führer der KPD die Stimme zu
verweigern. Dieses Wahlverhalten spricht dafür, daß esunter den
Sympathisanten der KPD ein weitaus größeres Potential an
republikerhaltenden Kräftengab, alses der Spitze lieb seinkonn-
te.

Ein weiteres Indiz für dienur schwache Bindung vonMitglie-
dern an die KPD war die schwankende Abonnentenzahl der
kommunistischen „Hamburger Volkszeitung". Parteizeitungen
dienen imallgemeinen der Parteiführung als Mittel zur Verbrei-
tung von Parteimeinungen und zumEinschwörender Mitglieder
auf dieParteilinie. Demzufolge kann angenommen werden, daß
Mitglieder, die sich in krisenhaften Zeiten von ihrem geringen
Lohn dieParteizeitung leisten, zum engstenKreis der jeweiligen
Anhänger gehören.Daß Abonnentenzahlen ein Indikator für die
gesamte Parteientwicklungsind, zeigte sich bereits bei den Hei-
der Sozialdemokraten vordem Ersten Weltkrieg. SteigendeMit-
glieder- und Wählerzahlen korrellierten mit dem Anstieg der
Abonnentenzahlen. 93 Ähnliches traf auch für die KPD in der
Weimarer Republik zu.IndenWochen vor dem Hamburger Auf-
stand 1923 stieg dieAbonnentenzahl für die „Hamburger Volks-
zeitung" in Heide auf 70 Leser, doch nach dem Scheitern und
dem nachfolgenden desolaten Zustand der Partei fiel sie 1924
wieder auf 30-35 Leser.94 Bis zum Februar 1925 waren es nur
noch neun Unbeirrbare,95 so daß auf sechs Mitgliedernur ein Le-
ser kam. Nehmen wir die Wählerzahlen der Reichstagswahlvom
7. Dezember 1924 (276) als weiteren Korrelationsmaßstab, dann
kamen auf einen Leser ca. 27 Wähler.Diese Werte lagen weitun-
ter dem Reichsdurchschnitt 96 undbelegen zum einen die These,
daß krisenhafte Situationen zwar das Wähler- und Mit-
gliederpotential der KPD steigen ließen, eine Integration der
neuen Anhänger jedochnur ungenügend gelang. Neumitglieder
entsprangen häufig einem jungenProtestpotential, das parteipo-
litisch noch schwach sozialisiert und sich ineiner ArtTestphase
befand97 und deshalb der KPD auch wieder schnell verloren
ging. Der oben zitierte Wechsel von ehemaligen KPD-Mitglie-
dern zum Stahlhelm scheintaußerdem auf den Wunsch politisch
Herumirrender nach festgefügten autoritären Strukturen hinzu-
weisen,dendie nur noch labile unddurch Richtungskämpfe ge-
schwächte Gesamtpartei nicht mehr stillen konnte. Zum anderen
deuten die Zahlen darauf hin, daß das kommunistische Teilmi-
lieu innerhalb des links-proletarischen Milieus nur sehr schwach
ausgeprägt war, voneiner „blühenden [kommunistischen] Arbei-
terkultur" zu sprechen, wie es Elisabeth Rehn tut,98 erscheint
deshalb gerade in der ländlichen Kleinstadt Heide weit über-
trieben.

Durch die Folgen des Hamburger Aufstandes war die KPD in
die Defensive geraten99 und ging - ausgelöst durch die Haus-
durchsuchungenund dieFestnahmen- mit ihrer politischen Ar-
beit in den Untergrund. Zur Sicherung ihres Materials benutzte

Oberpräsidenten v. 29.1.1926, LAS
309/22739; Landrat ND an Kieler
Oberpräsidenten v.22.6. u. 10.8.1926,
LAS301/4547.
92 Flensburger Polizeipräsident an
Schleswiger Regierungspräsidenten v.
20.11.1930, BAPR 58/3622, 81.42.
93 Vgl. U.Pfeil,Heide, 1995,S. 50ff.
94 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 12.12.1924,LAS 301/-
-4522.
93 Vgl. Monatsbericht des Bezirks
Wasserkante für Januar v. 7.2.1925 an
die KPD-Zentrale in Berlin, SAPMO-
BA RY 1/13/16/22, 81. 140.
96 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996,S.215.
97 Vgl. H. Giesecke, Vom Wandervo-
gel bis zur Hitlerjugend. Jugendarbeit
zwischen Politik undPädagogik, Mün-
chen1981, S. 81ff; G.Fiedler, Jugend
imKrieg, 1989,S. 160ff
98 Vgl. M.-E. Rehn, Heider gottslei-
der, 1992, S. 35.
99 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996,S. 87; K. Schönhoven,Re-
formismus. 1989, S. 98ff; U. Büttner,
Politische Gerechtigkeit, 1985, S. 123.
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sie Deckadressen und verlegte Zusammenkünfte von den be-
kannten Parteilokalen in Privatwohnungen.100 In der Öffent-
lichkeit traten Vertreter der KPD vorläufig nur noch bei Ver-
anstaltungenandererParteien alsDiskussionsredner auf.101 Diese
Vorsichtsmaßnahmen waren zur Aufrechterhaltung der Parteiar-
beit erforderlich, da die Polizei diejenigen Kommunisten über-
wachte, die nach dem Hamburger Aufstand inhaftiert worden
waren undnun wieder für diePartei arbeiteten.102

Vor diesem Hintergrund erklärt es sich, daß die Agitation für
dieReichstagswahlen vom 4.Mai 1924nurmäßig war103 undder
Partei keinen Erfolg brachte. Bei den Wahlen erlitt die KPD in
Heide schwere Verluste (9,7%/-4,BPP), und auch die Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung am selben Tag muß als Enttäu-
schung für diePartei gewertet werden (9,4%), obwohl die KPD
mit Gustav Bruhn erstmals einen Stadtverordneten stellte. Die
Ergebnisse der Reichstagswahlen1921 konnten die Kommuni-
sten in Heide vorerst nicht wieder erreichen. Auch inden ländli-
chen Gemeinden Dithmarschens war die KPD keinebedeutende
politische Kraft mehr, wie Landrat und Bezirksleitung der KPD
übereinstimmend feststellten.104 Einen Großteil der Schuld für
die weiterhindesolate Situation in Dithmarschen lastete die Be-
zirksleitung der Unterbezirksführung in Heide an, die in ihrer
Arbeit „vollständig versagt" habe.105 In der politischen Land-
schaft Heides blieb die KPD stets isoliert. Diebürgerlichen Par-
teien sahen in der KPD die „Umsturzpartei" und den Vasallen
Moskaus aufdem Weg zueinem bolschewistischen Deutschland.
Ähnlich verhielten sich SPD, Gewerkschaftsbund und „Reichs-
banner",die sich in den 20er Jahren immer weiter von der KPD
distanzierten. Eine parteiübergreifende Zusammenarbeit zwi-
schen diesen Organisationen ist nicht nachzuweisen,im Gegen-
teil sie warnten ihre eigenen Mitglieder vor einer Beteiligung an
kommunistischen Veranstaltungen.'06 Eberhard Kolb resümiert
die Situation der KPD nach den gescheiterten Putschversuchen
auch für Heide zutreffend: „In den Jahren 1924-30 stellte die
KPD keine wirkliche entscheidende Kraft innerhalb der Arbei-
terbewegungoder in dergrößerenpolitischenArena dar."wl

100 Vgl. Rundschreiben Nr.35 des Be-
zirks Wasserkante an alle Ortsgruppen
v. 16.10.1923, SAPMO-BA RY 1/13/
16/25; Rundschreiben Nr.37 des Be-
zirks Wasserkante an alle Ortsgruppen
v.2.11.1923, SAPMO-BARY 1/13/16/
25.
11,1 Vgl. u.a. HA 273/20.11.1924;
280/28.11.1924; 72/26.3.1925.
102 Vgl. Organisatorischer Bericht des
Bezirks Wasserkante für den Monat
November 1925, SAPMO-BA RY
1/13/16/40.
103 Vgl. HA 87/12.4.1924; 285/
4.12.1924.
104 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 2.10.1926, LAS 301/
4542;Bericht des Bezirks Wasserkante
anZK der KPD inBerlin v.19.3.1926,
SAPMO-BARY 1/13/ 16/41,81. 34.
103 Vgl. Organisatorischer Bericht des
Bezirks Wasserkante für den Monat
November 1925, SAPMO-BA RY
1/13/16/40.
106 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 22.6.1926, LAS 301/
4547.
107 E. Kolb, Die Weimarer Republik,
19882, S. 54.

3.2 Konsolidierung
auf schwachem
Niveau

Zwischen 1927 und 1930 ist eine Stabilisierung der lokalen
Parteiorganisation festzustellen. 1926 hatte der Ortsgruppen-
vorsitz inHeide gewechselt.Mit demFischhändlerPaul Schwarz
übernahm ein Funktionär diesen Posten, der vorher in gleicher
Position in Friedrichstadt für diePartei aktiv war.108 Schwarz trat
wiederholtaufVeranstaltungenandererParteienalsDiskussions-
redner auf.109 Ende 1927 gab er das Amt des Ortsgruppenvor-
sitzenden wahrscheinlich auf.SeineAnwesenheit inHeidekonn-
te nicht mehr nachgewiesen werden. Nachfolger wurde der
Schlosser Karl Behrens,der die Liste der KPD zu den Stadtver-
ordnetenwahlen imNovember 1929 anführte. 110 Durch diePassi-
vität der KPD-Mitglieder in Dithmarschen1" verlief die Stabili-
sierung jedoch auf einem sehr schwachem Niveau, was wieder-
holt Anlaß zuBeschwerden seitens derBezirksleitung war:

„Das Parteileben unserer Ortsgruppen in dem Arbeitsgebiet
Heide istsehr schwach. In diesem Gebiet sind80% der Mitglie-

,Os Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 29.1.1926 u. 25.3.1926,
LAS 309/22739, 22718; Schleswiger
Regierungspräsident anLandrat ND v.
23.12.1923, LAS 309/22798.
109 Vgl.HA181/5.8.1926;76/31.3.1927;
202/30.8.1927.
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der Landarbeiter.Die GenossenBehrens und Sauerwein berich-
ten, daß von 65 Mitgliedernnur 30 die Parteizeitung lesen, in
Wöhrden von 17nur 7, inMeldorfvon 30nur 15. Im [Unterbe-
zirk] Heide hatten wir in einer ganzen Reihe von Ortschaften
kommunistische Gemeindevertreter, von denen aber 50% zur
SPD übergelaufen seien. Es muß eine Möglichkeit geschaffen
werden, daß die Genossen trotz der schlechten wirtschaftlichen
Situation die Parteipresse lesen können. Die Ortsgruppen sta-
gnieren, doch gibt es keine nennenswerten Übertritte zur
NSDAP."U 2

Obwohl die Heider KPD weiterhin nur schwach in der Arbei-
terbewegung verankert war, konnte sie sicham Wiederaufbau der
Parteiorganisation in benachbarten Kreisen beteiligen. Ge-
meinsam mit der Flensburger Ortsgruppesolltensich die Heider
Kommunisten umdieBearbeitungdes Kreises Südtondern küm-
mern, in dem die KPD bisher nur äußerst schwach vertreten
war." 3 So halfen die Heider Genossen entscheidend bei der
Gründung der kommunistischen Ortsgruppe in Westerland/Sylt
im Mai 1928 undsollten auchdenSylter RFB unterstützen." 4

110 Vgl.HA 258/2.11.1929.
111 Vorläufiger Bericht über die faschi-
stische Bewegung in Schleswig-Hol-
stein an das ZK der KPD in Berlin v.
11.8.1929, SAPMO-BA RY 1/13/16/
28, 81.70.
112 Vgl. Bericht über Informationsreise
im Bezirk Wasserkante (Schleswig-
Holstein) v. 9. bis 16. August 1929 des
kommunistischen Mitglieds des Preu-
ßischen Landtags Hans Kellermann v.
17.8.1929, SAPMO-BA RY 1/13/16/
23, 81. 136-140 u. SAPMO-BA RY
1/13/16/28, 81. 65-69.
113 Vgl. Landeskriminalpolizeistelle
Flensburg an Schleswiger Regierungs-
präsidenten v. 7.4.1928; LAS 309/
22781.
il4 Vgl. Landeskriminalpolizeistelle
Flensburg an Schleswiger Regierungs-
präsidenten v. 18.5.1928, LAS 309/
22797; Schleswiger Regierungspräsi-
dent an Kieler Oberpräsidenten v.
24.5.1928, LAS 301/4530; Schleswi-
ger Regierungspräsident an Kieler

Oberpräsident v. 23.3.1929, LAS 301/
4549; H. Voigt, Der Sylter Weg ins
Dritte Reich,Münsterdorf 1977,S.20.

3.3 Der Kampf um
Landarbeiter und
Kleinbauern
in der Krise

Wegen des verstärkten Auftretens und der ersten Erfolge der
NSDAP inDithmarschen seit 1927 beabsichtigte die KPD eine
Ausweitungihrer Aktivität aufdemLande. Sie strebte dabeieine
Ausdehnung ihres Adressatenkreises an und bezog neben den
Landarbeitern auchKleinbauernundkleine Gewerbetreibende in
ihre Bemühungen ein. Sie sollten zusammmen ein „revolutionä-
res Bündnis" gegen die restliche Bauernschaft bilden."5

Die lokalen Genossen sollten sich vor allem auf die
Zwangsversteigerungen der Bauernhöfe konzentrieren und die
Termine den Tageszeitungen entnehmen, um die betroffenen
Bauern zu unterstützen. Im Anschluß an eine verhinderte
Zwangsversteigerung sollte eine öffentliche Versammlung „mit
der erforderlichen politischen Aufklärung organisiert wer-
den"nb

Dieser Kurswechsel vollzog sich, weil die Kommunisten er-
kennen mußten, daß die NSDAPin Dithmarschen vor allem von
dem Protestpotential der Landarbeiter undKleinbauern profitier-
te,das sich inderAgrarkrise zuerstder „Landvolkbewegung"an-
schloß, um nach deren Zusammenbruch in Scharen zur NSDAP
überzulaufen. 117 DieKPD mußte sich eingestehen, daß siedieses
Potential bisher völligverkannt undunterschätzt hatte."8

Um dieses Versäumnis aufzuholen, begab sich Christian
Heuck nach seiner Amnestierung 1928 gleich wieder nach
Wesselburen und verstärkte sofort die Werbetätigkeit der KPD in
Dithmarschen.119 Als ersterErfolg kann die Gründung der Orts-
gruppe des RFB im Juli 1928 in Wesselburen gelten.120 Gustav
Bruhn wurde vom ZK der Parteieigens an seine alte Wirkungs-
stätte nach Dithmarschen geschickt, um für die KPD zu wer-
ben.121 Thematischer Inhalt ihrer Veranstaltungen war die Wirt-
schaftskrise mit ihrenFolgen.122 Gleichzeitig trat ein ehemaliger
NSDAP-Bezirksführer Schmidt für die KPD auf, der „über die
Korruption derNazis spricht."mDie Resonanz war aber insge-
samt nur gering und die Veranstaltungen mäßig besucht.124 Bis

115 Vgl. Halbjahresplan für die Landar-
beit der Partei im Herbst und Winter
1931/32 der Landabteilung des Bezirks
Wasserkante,SAPMO-BA RY1/13/16/
46.
116 Vgl. Sekretariat des Bezirks Was-
serkante an alle Unterbezirke, Arbeits-
gebiete,Ortsgruppen undKommunalf-
raktionen v. 29.8.1931, SAPMO-BA
RY 1/13/16/46.
117 Vgl. R.Heberle, Landbevölkerung,
1963; G. Stoltenberg, Politische Strö-
mungen im schleswig-holsteinischen
Landvolk 1918-33, Düsseldorf 1962;
R.Rietzier, „Kampf in der Nordmark".
Das Aufkommen des Nationalsozia-
lismus in Schleswig-Holstein (1918-
-1928), Neumünster 1982.

118 Vgl. Bericht über Informationsreise
im Bezirk Wasserkante (Schleswig-
Holstein) v. 9. bis 16. August 1929 des
kommunistischen Mitglieds des Preu-
ßischen Landtags Hans Kellermann v.
17.8.1929, SAPMO-BA RY 1/13/16/
23, 81. 136-140 u. SAPMO-BA RY
1/13/16/28,81. 65-69.
1,9 Vgl. Landrat von Süderdithmar-
schen (SD) an Kieler Oberpräsidenten
v.16.10.1928, LAS 309/22797.
120 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 23.7.1928, LAS 301/
4548.
121 Vgl. Schleswiger Regierungspräsi-
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Ende 1929kam dieKPD inHeide nicht über 70 Mitgliederhin-
aus.125 Trotz der verstärktenBemühungen blieb die Partei inden
ländlichenGebieten weiterhin sehr schwach undbesaß als allei-
nigeStützpunkte nurHeideundWesselburen.126Der KPD gegen-
über standeine sich imAufwind befindendeNSDAP, derenHei-
der Ortsgruppe im Oktober 1929 126 Mitglieder zählteund da-
mit an fünfter Stelle in Schleswig-Holstein stand.127 Schon drei
Monate später hatte sich ihreMitgliederzahlmehr als verdoppelt.
Die Heider NSDAP zählte im Januar 1930 321 Mitglieder und
stellte imBereich des Flensburger Polizeipräsidentendiestärkste
Ortsgruppe dieser Partei.128

Der Vergleich der Mitgliederzahlen verdeutlicht, daß die
Kommunisten denpolitischen Kampf gegen die NSDAP bereits
verloren hatten, als sie ihn begannen. Die Nationalsozialisten
hatten das Protestpotential imländlichen Dithmarschen wesent-
lich früher als die KPD erkannt. Ihnen gelang in weit größerem
Maße die Bindung von Wählern und Mitgliedern an die Partei-
organisationen, so daß sie bei den Reichstagswahlenam 31.Juli
1932 in Norderdithmarschen 68,4% und inHeide 50,8% erziel-
ten, wohingegen die KPD inHeide 0,9% verlor undnurnoch auf
9,2% kam. Ursache für den Mißerfolg der KPD bei der Gewin-
nung von Kleinbauern war außerdem der Widerwille vieler Par-
teigenossen, sich für eine Klientel einzusetzen,die demBild der
KPD vonder ParteiderArbeiterklasse widersprach.129

Der nur mäßige Erfolg der KPD in bäuerlichen und mittel-
ständischenKreisen wird durch denBlick auf die Sozialstruktur
der Partei bestätigt. Analysegrundlage sind die Vorschlagslisten
zudenKreistags- bzw. Stadtverordnetenwahlen,daMitgliederli-
sten nicht vorliegen. Es handelt sich also um einen Mitglie-
derausschnitt,der sich nur zur Formulierung einer Tendenz eig-
nenkann.Einerster Blick soll aufdieKandidaten für die Kreis-
tagswahl 1921 geworfen werden.130 Die KPDerweist sich als na-
hezu homogene Arbeiterpartei. Von den 21 aufgeführten Perso-
nen waren 16Arbeiter; damit unterschied sie sich nicht sonder-
lich von SPD (14) und USPD (17). Auffällig ist dagegen, daß
sich für die USPD bedeutend mehr Landarbeiter (10) engagier-
ten als für KPD (3)und SPD (3). ImGegensatz zuSPD (1) und
USPD (1) zählte die KPD mehr ungelernte Arbeiter (4). Außer-
dem konnte die SPD eine schwache Anhängerschaft unter den
Angestellten (3) gewinnen.Dieses Bild hatte sich auch bis 1929
nicht wesentlich geändert.131 Weiterhin wiesen SPD (17) und
KPD (19) eine eindeutigeArbeitermehrheit auf, wobei derAnteil
der Ungelernten bei der KPD (6) leicht über dem der SPD (4)
lag. Diese Zahlenfür Dithmarschen werden durch die Listen der
Heider Stadtverordnetenwahlen grundsätzlich bestätigt.132 Auf-
fällig ist nur, daß die KPD deutlich mehr ungelernteArbeiter (9)
aufstellte als die SPD (0). Diese Werte könnten auf eine unter-
schiedliche Mitglieder- und Wählerstruktur der beiden Arbeiter-
parteien schließen lassen. Es scheint so gewesen zu sein,daß in
der SPD eher kleine Angestellte undFacharbeiter zu finden wa-
ren, während inder KPD dieungelernten Arbeiter ihre politische
Heimat fanden.133Die KPD wardamit auch inDithmarschen und
Heide einehomogeneArbeiterpartei, die-anders als die SPD-

dent an Kieler Oberpräsidenten v.
3.12.1928,LAS 301/4530.
122 Vgl.LAS301/4531; M. Keßler, Die
kommunistische Linkeunddie Weima-
rer Republik, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte B 32-33/94 (12.8.1994), S.
20-30.
123 Vgl. Politischer Sonderbericht des
Bezirks Wasserkante an ZK der KPD
in Berlin v. 15.11.1929, SAPMO-BA
RY 1/13/16/22, 81. 346.
124 Vgl. Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 23.5.1929,
LAS 301/4530.
123 Vgl. Präsident der Landeskriminal-
polizei Flensburg an Kieler Oberpräsi-
denten v.6.12.1929, LAS301/4532.
126 Vgl. Preußischer Minister des In-
nern an Reichsminister des Innern v.
31.12.1931, BAPSt 10/157, Bd.7a, 81.
359/360.
127 Vgl. Regierungspräsident Schles-
wig an Kieler Oberpräsidenten vom
22.10.1929,LAS301/4557.
128 Flensburger Polizeipräsident an
Schleswiger Regierungspräsident v.
25.1.1930, LAS 309/22998; vgl. auch
SHTZ51/28.2.1930.
129 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996,S. 159.
,3° Vgl. HA 27/2.2.1921.
131 Vgl. HA 250/24.10.1929.
132 Vgl. HA 258/2.11.1929.
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im neuen Mittelstand nicht Fuß fassen konnte. Ebensowenig
konnte sie Anhänger unter den Kleinbauern gewinnen, die be-
sonders in Dithmarschen mit der NSDAP sympathisierten. Mit
dieser Sozialstruktur stand sie in Kontinuität zur wilhelmini-
schen Sozialdemokratie. Sie vereinigte zwar mehr ungelernte
Arbeiter, war aber auch keine Partei der Deklassierten.134

Die KPD konnte außerdem erkennen,daß eine Verbesserung
der Wahlergebnisse nicht zwangsläufig an eine Ausweitung der
Organisation gekoppelt war.135 Nachdem die Partei bei den
Reichstagswahlenam 7. Dezember 1924 mit 5,3% ihren absolu-
ten Tiefpunkt in Heide verzeichnet hatte, ging es 1928 (8,3%)
und 1930 (10,1%) zwar stetigbergauf; unterbrochen wurde die-
ser Trendbei den Kommunalwahlen am 17. November 1929, bei
denen die KPD in der Stadt Heide nur 6,0% erzielte. Sie konnte
alsonicht von einem steigenden festgefügten Wählerstamm aus-
gehen.Noch im Dezember 1931, also kurz vor dem Höhepunkt
der Weltwirtschaftskrise, war es der Partei nicht gelungen, das
gestiegene Protestpotential an die Parteiorganisation zu binden,
wie aus dem folgenden Bericht für dieHamburger Polizeibehör-
de hervorgeht:

„Angesichts der Wahlerfolge der Partei hätte eine Stärkung
der politischen Schlagkraft der Partei, ein erheblicher Auf-
schwungdesMitgliederbestandes undeine HebungderAktivität
der Parteimitgliedschaft eintreten müssen. Dieses ist jedoch
nicht eingetreten. Es istder Partei nicht gelungen, ihre Wahler-
folge auszuwerten. Ebensowenigist es ihrgelungen,Einfluß bei
den organisiertenMitgliedernderSPD oderNSDAP, beidenBe-
legschaftengrößererPrivat- undStaatsbetriebe,unterdenAnge-
stellten,demMittelstand, den Erwerbslosen zu gewinnen."]76

in die gleiche Richtung ging auch der zum selben Zeitpunkt
formulierte Vorwurf derBezirksleitung an dieMitglieder, zu we-
nig Parteizeitungen zu abonnieren: „Kein Parteigenosse kann
seinen Parteipflichten genügen, wenn er sich nicht laufendin un-
serer Zeitung über alle Fragen des Klassenkampfes orien-
tiert."'71 Unverkennbar gelang es der KPD selbst in der Kri-
sensituation nicht,die Arbeiterschaft indem erwartetenMaße an
die Partei zubinden. Gerade das Beispiel der Parteipresse ist ein
Hinweis dafür, daß sich dieGenossen an der Basis weit weniger
mit der kommunistischen Programmatik beschäftigten als es die
Partei wünschte. Dem einfachenKPD-Mitglied in der ländlichen
Provinz war die Sicherung des Lebensunterhalts wesentlich
wichtiger als die Beschäftigung mit den Theorien des Klassen-
kampfes. Dieser Realität standen die durchaus beachtlichen
Wahlergebnisse der KPD gegenüber, die in der Parteileitung zu
einer Selbsttäuschung über die eigene Stärke führte. 138 Die
Stimmabgabe für dieKPD-unddas trifft auchfür Dithmarschen
undHeidezu- war jedochoftnur Ausdruck desVerlangens nach
einer tiefgreifenden Verbesserungihrer eigenenLage.

133 Vgl. H.A. Winkler, Weimar, 1993,
S. 352.
134 Vgl. S. Neumann, Parteienin der
Weimarer Republik,Stuttgart3 1986, S.
94; K.-M. Mallmann, Kommunisten,
1996,S. 94ff.
133 Vgl. H.A. Winkler, Weimar, 1993,
S. 484.
lM Vgl. Berichtüber die Kassierer- und
Org-Leiter-Konferenz des BezirksWas-
serkante am 28.11.1931, die „eine
durchaus zuverlässige Auskunftsper-
son" für die Hamburger Polizeibehörde
erstellt hat; PolizeibehördeHamburg an
Nachrichtensammelstelle im Reichs-
ministerium des Innern in Berlin v.
10.12.1931, BAP St 10/32, Bd.la, 81.
331-334.
137 Vgl. BezirksleitungWasserkante an
alle Stadtteile,Unterbezirke, Ortsgrup-
pen und Zellen v. 21.12.1931, BAPSt
10/32, Bd.la,81. 355.
1,8 Vgl. G. Paul/K.-M. Mallmann, Mi-
lieus und Widerstand. Eine Verhaltens-
geschichte der Gesellschaft im Natio-
nalsozialismus, Bonn 1995,S. 340;K-
M. Mallmann, Kommunisten, 1996,S.
92. Hier auch folgendes Zitat.

3.4 KPD und NSDAP
im Wettstreit um die
Arbeitslosen

Besonders die Erwerbslosen erwarteten in ihrer oft hoffnungs-
losen Situation eine grundlegende Änderung. Dieses Protestpo-
tential wollte sich dieKPDnicht entgehen lassen, wie aus einem
Rundschreiben des Bezirks Wasserkante vom Januar 1932 her-
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vorgeht: ,JDie Erwerbslosen gehörenin die Front derArbeiter-
klasse unddürfen sich nicht von den Lakaien des Faschismus,
SPD, Nazis, mißbrauchen lassen."'79 Wieder war es die Lethar-
gie der Parteimitglieder gewesen, die einen größeren Erfolg der
KPD unter den Erwerbslosen verhindert hatte. Im Dezember
1931, kurz vor dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise,hatte
die Bezirksleitung ein Verhaltender Parteibasis beklagt, das ei-
nempolitischen Offenbarungseid gleichkam:

„Rückgang der Agitation unter den Erwerbslosen auf einen
kaum nennenswerten Standpunkt [...]. Fast völlige Einschrän-
kung aller illegalenDemonstrationen,nicht etwa wegen der be-
stehenden Verbote, wegenderBestrafung, diedie Teilnehmer bei
einer etwaigen Verhaftung zu erwartenhaben, sondern weil die
geringe Teilnahme der Parteimitgliedschaft an solchen illegalen
Demonstrationen der nicht interessierten Öffentlichkeit gegenü-
ber stets lächerlich wirkenmuß.

"140

Diese Apathie der Mitglieder unterschieddieKPD von ihrem
stärksten Konkurrenten im politischen Kampf um die Erwerbs-
losen: derNSDAP. Ähnlich wiebeidem Bemühen umdieKlein-
bauern erkannten die Kommunisten zu spät, daß die Einbindung
der Erwerbslosen in die Partei ein starkes Engagement erfordert.
Es schien, als ginge die KPD fast wie selbstverständlich davon
aus, daß dieErwerbslosen zu ihr strömen würden. Diese Annah-
me erwies sich jedoch als Trugschluß, so daß die Partei sich
bemühen mußte, anfangs verlorenes Terrain von den National-
sozialisten zurückzugewinnen: „Es steht aber fest, daß uns die
Nazis dasproletarische Element weggenommen haben, unddaß
sich unsere Partei vor dieser Bewegung verkriecht."'4

'
Diese

Aussage des KPD-Funktionärs Hans Kellermann verdeutlicht,
daß die imfolgenden zitierte These von KurtFinker kaum unein-
geschränkt zutrifft: „Es besteht wohl kein Zweifel, daß die KPD
die faschistische Bewegung von Anfang an entschiedener
bekämpft hat als dies Sozialdemokratie und bürgerliche Demo-
kratie taten."'42 Sicherlich ist dieseBehauptung in bezug aufdie
Bürgerlichen zutreffend; generell stellt sich jedoch die Frage
nach der Meßbarkeit des „entschiedenen"Kampfes gegen die
NSDAP Wie die folgendenBeispiele und Ausführungen über die
Zeit nach 1933 zeigen werden, war es eher so, daß die NSDAP
die KPD zu ihrem erbittertstenGegnergemachthatte.Daraus re-
sultierend waren die Auseinandersetzungen zwischen beiden
Parteienamheftigsten.Die zunehmendeBrutalisierung ging ein-
her mit der zunehmenden Stärke der nationalsozialistischen Or-
ganisation und erreichte ihren Höhepunkt,als der NSDAP nach
der Machtübertragung die staatlichen Instanzen für die Verfol-
gung der politischen Gegner zur Verfügung standen. Daß die
KPD davon am stärksten betroffen war, ist unbestritten und zeig-
te sich auch in Heide.

Die Nationalsozialisten in Dithmarschen waren mit ihrem
dichtenOrganisationsnetz schon Endeder zwanzigerJahre inder
Lage, sich um die Nöte der Erwerbslosen zu kümmern. Eine
wichtige Rolle spielte dabei die SA, der es mehr als der Gesamt-
partei gelang, Arbeiter für sich zu gewinnen. Dies erreichte sie
u.a. durchdie Schaffung vonVersorgungsstellen für Arbeitslose.

139 Vgl. Rundschreiben an alle Stadt-
teile, Unterbezirke, Zellen und Orts-
gruppen des Sekretariats der KPD
Wasserkante v. 27.1.1932, SAPMO-
BARY1/13/16/43.
140 Vgl. Bericht über die Kassierer-
und Org-Leiter-Konferenz des Bezirks
Wasserkante am 28.11.1931, die „eine
durchaus zuverlässige Auskunftsper-
son" für die Hamburger Polizeibehörde
erstellt hat; Polizeibehörde Hamburg
an Nachrichtensammelstelle im Reichs-
ministerium des Innern in Berlin v.
10.12.1931, BAP St 10/32, Bd.la, 81.
331-334; U. Büttner kann für den ge-
samten Bezirk Wasserkante nachwei-
sen,daß die KPDunter den Erwerbslo-
sen nur geringe Erfolge verzeichen
konnte; vgl. dies., Politik, 1983, S.
102ff.
141 Vgl. Bericht über Informationsreise
im Bezirk Wasserkante (Schleswig-
Holstein) v. 9. bis 16.August 1929 des
kommunistischen Mitglieds des Preu-
ßischen Landtags Hans Kellermann v.
17.8.1929, SAPMO-BA RY 1/13/16/
23, 81. 136-140 u. SAPMO-BA RY
1/13/16/28, 81. 65-69.
142 K. Finker, KPD und Antifaschis-
mus 1929 bis 1934, in: ZfG 41 (1993)
5, S. 389.
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Hilfreich waren die seit Ende 1930 im ganzen Reich ent-
stehenden SA-Küchen undHeime143 wie auch das am 13. Okto-
ber 1931 inHeide eröffnete.144 Das typische SA-Heim wurde zu-
meist in Eigenleistung errichtet oder renoviert und bestand aus
einer Küche, Vorratskammern, einem Aufenthaltsraum, der
gleichzeitig als eine Art Bereitschaftslokal füngierte, sowie Bet-
ten und Spinden in kärglich möblierten Schlafsälen. Den
eigentlichen Zweck dieser Heime nennt Peter Longerich: „Die
SA-Heime hatten eine Doppelfunktion: Sie waren zum einen
Anziehungspunktfür arbeitslose Jugendliche undjunge Männer,
die kein Zuhause hatten;gleichzeitig wurden diese hier zu einer
permanent einsatzbereiten Alarmtruppe formiert."'45 Diese Be-
schreibung von Longerich trifft exakt auf das Heider SA-Heim
zu, wie der folgende Abschnitt aus dem „Heider Anzeiger" zei-
gen wird:

„An den Aufenthaltsraum schließt sich ein kleinerer Schlaf-
raum an, der Gelegenheit zum Übernachten für fünf Personen
bietet.DieserRaum sollbilligstanNationalsozialisten vermietet
werden, die damit zugleich die Verpflichtung übernehmen,
durchreisendeNationalsozialistenzubeherbergen. Aufderande-
ren Seite desFlursbefindetsich vorn eine BuchhandlungderNa-
tionalsozialisten,dahinter das SA-Geschäftszimmer, unddahin-
ter schließlich eine Küche, die gleichzeitig als Sammelraum für
diegeplanteLebensmittelverteilungsstelle gedachtist.

"146

Die NSDAP wurde durch ihre Aktionen zu einer Art Wohl-
fahrtsorganisationfür Arbeitslose und erwarb sich einenVertrau-
ensvorschuß, den die KPD nur nochschwerlich aufholenkonnte.

Erst nach der Überwindung der innerparteilichen Streitigkei-
ten des Jahres 1928 imBezirk Wasserkante147 konnte die KPD zu
einer breiteren Auseinandersetzungmit den Nationalsozialisten
übergehen. So war festzustellen, daß die KPD zu den Reichs-
tagswahlen 1930 auch in Heide wieder offensiver antrat unddie
„Verelendungder Massen" und die steigendenArbeitslosenzah-
len in den Mittelpunkt ihrer Agitation stellte. 148 Am 12. Januar
1930 fand in Heide eine Erwerbslosenkonferenz der KPD für
Schleswig-Holstein statt, die von Christian Heuck geleitet wur-
de. Auf dieser Konferenz wurde für den 1. Februar 1930 ein
Sternmarsch der Erwerbslosen aus der gesamten Provinz nach
Hamburg beschlossen, um gegen den Hunger der Arbeiter zu
demonstrieren.149 Als sich Ende Januar die Teilnehmer auf den
Weg machten, wurden sie vonder Polizei aufgehalten. Die Dith-
marscher Kommunisten wurden zwischen Heide und Meldorf
von derPolizei abgefangen undnach Heide gebracht, wo sie die
Polizei freiließ. 150 Dieses Ereignis lieferte der KPD Material für
eine verschärfte Kritik an dem sozialdemokratischen Ober-
präsidenten Heinrich Kürbis, dem Verrat an der Arbeiterklasse
vorgeworfen wurde. Die ständigen Konfrontationen zwischen
SPD und KPD, zumeist hervorgerufen durchdie provozierende
Haltung der Kommunisten, verschärften ihre ablehnende Hal-
tung gegenüber dem bestehenden Staat und vertieften ebenso
denGraben zwischen denbeiden Arbeiterparteien.151

Das gestiegene Aggressionspotential führte nicht selten zu
schweren Zusammenstößen.152 Nicht immer verliefen die Aus-

141 Vgl. P Longerich.Die braunenBa-
taillone. Geschichte der SA, München
1989, S. 127ff; C. Fischer, The risc,
1995, S. 58f; M.Matthiessen, Erinne-
rungen, Meldorf1980, S. 139.
144 Vgl.HA 241/14.10.1931.
143 P. Longerich, Die braunenBataillo-
ne, 1989, S. 128.
I4* HA 241/14.10.1931; vgl. auch
SHTZ 243/16.10.1931.
147 Hierbei ging es um die Unterschla-
gung von Parteigeldern durch den
Funktionär John Wittorf; vgl. Kapitel
3.6.
148 Vgl. HA 110/12.5.1930; 179/
2.8.1930.
149 Vgl. Polizeipräsident der Landes-
kriminalpolizeistelle Flensburg an
Schleswiger Regierungspräsidenten v.
15.1.1930, LAS 309/23056.
13(1 Vgl. Landrat ND an Schleswiger
Regierungspräsidenten v. 22.2.1930,
LAS309/23056.
131 HA 213/11.9.1930.
132 Politischer Sonderbericht des Be-
zirks Wasserkante an ZK der KPD in
Berlin v. 15.11.1929,SAPMO-BA RY
1/13/16/28, 81. 75.
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Einandersetzungen so harmlos wie indem folgenden im „Heider
Anzeiger" vom 8. Januar 1932 geschildertenFall:

„Die politischen Reibereien haben sich gestern den ganzen
Tag über fortgesetzt. Belebter als sonst waren die Haupt-
verkehrsstraßen. Es standen kleinere Trupps herum, die sich bei
Begegnungen anrempelten. So kam es zu kurzen kleinen Kämp-
fen. IndenAbendstunden hattensich die Trupps vergrößert. U.a.
waren auch mehr Kommunisten als sonst erschienen. Die
Schlägereien, die sich hieundda entwickelten, mußten teilweise
vonderPolizeiabgestoppt werden. UmdieKämpfenden zu tren-
nen, war es nötig, zeitweise den Zugang zum Markt durch die
Friedrichstraße abzusperren. Die Polizei wurde in ihren Aktio-
nen von der Landjägerei unterstützt. Der Gummiknüppel mußte
dabei öftergeschwungen werden. Die Ruhe war gegen11 Uhr
wiederhergestellt."]57

Höhepunkt der Auseinandersetzungen zwischen Nationalso-
zialisten und Kommunisten war die sogenannte „Blutnacht von
Wöhrden" im März 1929 gewesen.154 Als in dem Heider Nach-
bardorfSA undKommunisten aufeinandertrafen,starben bei den
Handgreiflichkeiten zwei SA-Männer undein Kommunist. Bei-
de Seiten nutzten den Zusammenstoß zur propagandistischen
Ausschlachtung.Hitlerkam extra aus München, um an denGrä-
bern derbeiden SA-Männer zusprechen.DieNSDAPbekam ih-
reMärtyrer, die, wie Hitler formulierte, eine „Opfergabe für ein
neues deutsches Vaterland" seien.155

Die KPD sah in dem Zusammenstoß keine Reaktion auförtli-
che Vorgänge, sondern eine Verschärfung der Gesamtlage auf
demWeg zueiner faschistischenDiktatur": Der Zusammenstoß
sei „einAusdruck des in denfaschistischen Organisationen ge-

133 HA 6/8.1.1932; vgl. auch HA
152/1.7.1932; E. Kracht, Aus meinem
Üben, 1986,S. 121f.
,34 Quellen: LAS 301/4506-07,
309/22875, 309/22919; Anklageschrift
des Oberstaatsanwalts zu Altona v.
1.9.1929, LAS301/4507; E.Deuerlein
(Hg.), Der Aufstieg der NSDAP in
Augenzeugenberichten, Düsseldorf
1968, S. 298ff; K.A. Lankheit (Hg.),
Hitler. Reden, Schriften, Anordnungen.
Februar 1925 bis Januar 1933, Bd.III/2
(März 1929-Dezember 1929); Mün-
chen / New Providence / London / Pa-
ris 1994,S. 105-114; nationalsozialisti-
sche Darstellungen u.a. in: NSDAP-
Broschüre „Die Blutnacht von Wöhr-
denundihre Folgen", Itzehoe 1929; 10
Jahre Ortsgruppe Heide, Heide 1936;
H. Beeck, Meine politischen Erinne-
rungen 1909-1939, ms. Manuskript
(FS HH),S. 61ff.; M. Matthiessen,Er-
innerungen, 1980, S. 84ff; in der
Historiographie, G. Stoltenberg,Politi-
sche Strömungen, 1962, S. 147f; R.
Rietzier, „Die Blutnacht von Wöhr-
den". Zur nationalsozialistischen Pro-
pagandader Gewalt, in: Journal für Ge-
schichte 1 (1983), S. 4-7/58f; W. Ko-
pitzsch, Politische Gewalttaten in
Schleswig-Holstein, in: E. Hoff-
mann/P. Wulf (Hg.), „Wir bauen das
Reich". Aufstieg und erste Herr-
schaftsjahre des Nationalsozialismus in
Schleswig-Holstein,Neumünster 1983,
S. 27f; U. Karstens, Die Ausbreitung
des Nationalsozialismus in Dith-
marschen 1925-1930 (Examensarbeit),
Kiel 1984,S. 175f f; P. Longerich, Die
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züchteten Geistes und des Willens der Faschisten, gegendie Ar-
beiterschaft aggressiver vorzugehen,"'56 schrieb der Bezirk Was-
serkante in einem Rundbrief. Aufgrund dieser Interpretation
wurde auch die Beerdigungsfeier zu einer symbolischen und
machtvollen Demonstration genutzt, die die Gegner warnen und
nach innen identitätsstiftend wirken sollte.157 VonHeide aus setz-
te sich ein Zug mit Schalmeienkapelle, roten Kränzen und
Sowjetflaggen inRichtung WöhrdeninBewegung.AlsAusdruck
der Stärke waren uniformierte Mitglieder der „Roten Marine"
anwesend, die am Friedhof mit der zur Faust geballten rechten
HandSpalier standen.Die ganze Veranstaltungähneltemit ihrem
militärischen und disziplinierten Erscheinungsbild in erstaunli-
chem Maße den nationalsozialistischen Beerdigungsfeiern. Sie
war ebenfalls Ausdruck einer zunehmenden Brutalisierung der
politischen Kultur und beabsichtigte, demTod des jungen Kom-
munisten einen Sinn zu geben, der als „Kämpfer für die
kommunistische Idee"beerdigt wurde.158 Wie schon angedeutet,
wies auch die kommunistische Symbolik aus dem Weltkrieg
übernommene martialische Züge auf,die diepolitische Ausein-
andersetzung in der Weimarer Republik zueinem ständigen Bür-
gerkrieg machte.

Während die „Blutnacht von Wöhrden" ein Meilenstein für
dieNSDAPbei ihremrasantenAufstieg an der Westküste wurde,
lassen sich für die KPD keine nachhaltig positiven Konsequen-
zen erkennen.Die Nationalsozialistenschafftenbei den Kommu-
nalwahlen im November 1929 ihren endgültigen Durchbruch
und erreichten in Heide 14% (Reichstagswahl 1928: 12,6%); die
KPD verlor hingegenan Anhängern undkam nur auf 6% (1928:
8,3%). Ein wichtiger Grund für diese unterschiedliche Entwick-
lung war, daß sich die Nationalsozialisten beim Bürgertum als
letzte Bastion gegen die „rote Flut" präsentieren konnten. Die
Kommunisten mußten erkennen, daß sieinDithmarschen bei der
Stärke der NSDAP nicht die gewünschten Erfolge verzeichnen
konnten. 159 Die Einsicht,daß ihr mit dem Aufstieg der NSDAP
eine ganz neueGefahr entstand, war beiderKPD jedochnicht zu
verzeichnen.

In den letzten Jahren der Weimarer Republik, zur Zeit der
Weltwirtschaftskrise,befand sichdie KPDin einer reaktiven Po-
sition und war nur in der Lage, die NSDAP durch destruktive
Aktionen zubehindern. So zerstörtenHeider Kommunisten die
NSDAP-Dekoration anläßlich des Wehrsporttags der SA inHei-
de während des Reichstagswahlkampfes im Juli 1932.160 Vor
dem Heider Arbeitsamt versuchten Kommunisten am 24. Juni
1932, einige nationalsozialistische Flugblätterverteiler mit Ge-
walt amAusteilen vonFlugblättern zuhindern.DiePolizeimuß-
te einschreiten,um die beiden Parteien zu trennen.161 Während
dieNSDAPbemüht war, durch Aktionenzugunstender Arbeits-
losen deren Unterstützung zu gewinnen, z.B. durch die
Organisierung eines Weihnachtsfestes Ende 1932 zur Verteilung
der Einnahmen an arbeitsloseundbedürftige Parteimitglieder, 162

gelang der KPD nichts Vergleichbares. So blieb ihr Einfluß bei
den notleidenden Arbeitslosen beschränkt. SPD und Gewerk-
schaften banden weiterhin eine große Zahl aus dieser Schicht;

braunen Bataillone, 1989, S. 76.; U.
Pfeil, Heide,1995, S. 271ff.
133 Schleswig-Holsteinische Tageszei-
tung [SHTZ]61/14.3.1929.
136 Vgl. zuForderungen undOrganisa-
tion der Hungermärsche am 25.2.1931
denRundbrief Nr.3l des Bezirks Was-
serkante v.10.2.1931, SAPMO-BARY
1/13/16/43.
137 Vgl. zur kommunistischen Symbo-
lik und Festinszinierung K.-M. Mall-
mann,Kommunisten, 1996, S.220ff
138 Vgl. zur Beerdigungsfeier HA
60/12.3.1929.
139 Vgl. Bezirk Wasserkante an das
Pol.-Büro der KPD in Berlin v.
18.11.1929 SAPMO-BA RY 1/13/16/
32, 81. 18.
160 Vgl.HA 165/16.7.1932.
181 Vgl. HA 24.6.1932.
162 Vgl.HA 302/24.12.1932.
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die NSDAPerwarb sichbei ihnen neue Sympathien, so daß sich
die Erwerbslosen nicht imerhofften Maße denKommunisten an-
schlössen,wie aus einem Rundschreiben des Bezirks Wasserkan-
te vom Januar 1932 hervorgeht: „Nochaber steht die Bewegung
inihrem organisatorischenUmfang noch inkeinem Verhältniszu
der Masseder vorhandenen Erwerbslosen."'67

Daß die KPDinHeide Schwierigkeitenhatte,eine aktivePosi-
tion einzunehmen, lag jedoch nicht nur an der falschen politi-
schen Taktik, sondern sicher auch an der harten Haltung der
Behörden gegenüber der Partei bei geplanten Veranstaltungen.
Regierungspräsident,LandratundHeider Bürgermeister arbeite-
ten wiederholt Hand inHand bei dem Verbot von kommunisti-
schenVersammlungen.164 Rechtliche Grundlage für ihr Vorgehen
war dabei das Gesetz zum Schutz der Republik vom 21. Juli
1922 und vor allem die Verordnung des Reichspräsidenten zur
Bekämpfung politischer Ausschreitungen vom 28. März 1931.
Die Heider KPD konnte sichbei den Verboten nur durchkleine
Nadelstiche gegen diePolizeian ihre Anhänger wenden, wie ei-
ne Aktion nach einer verbotenen Veranstaltung mit Ernst Thal-
mann zeigte: Christian Heuck sei immer nur soweit gekommen
mitzuteilen,„daß die Demonstration undVersammlung verboten
wären, daß man damit ihnen die Wahlagitation unmöglichma-
chen wolle unddaß seine Anhänger jetzt wissen müßten, was sie
zu wählen haben,"'65 teilte der entsprechendePolizeibericht mit.

Der Eindruck einer verschärften Verfolgung durch die Staats-
organe verstärkte sich nach dem „Preußenschlag" 1932 auch in
Heide weiter.166 Nachdem eine Erwerbslosenveranstaltung inder
Gastwirtschaft „Butenschön"in der Tivolistraße vom Landrat
untersagt worden war,167 kam es amMorgen des 26.Juli 1932 zu
Hausdurchsuchungen bei kommunistischen Parteimitgliedern,
bei denen Schuß- und Stichwaffen sichergestellt wurden, so daß
die Ordnungsbehörden Strafverfahren einleiteten.168 In dieser
Situation blieb der KPD nichts anderes übrig als bei Versamm-
lungen derpolitischenGegner aufzutretenundmit Parteimaterial
vorsichtig umzugehen, umbei Hausdurchsuchungenkeinen Vor-
wand für weitere Verfolgungen zu bieten.169 Bei den KPD-Mit-
gliedernentstanddas Gefühl fortwährender Verfolgung bereits in
der Weimarer Republik und verfestigte später das Gefühl der
Gleichartigkeit von bürgerlicher Demokratie und faschistischer
Diktatur.

Das Gefühl der BedrohungderExistenzbeiBetätigung für die
KPD war sicherlich auch eineUrsache dafür, daß dieParteinicht
im von ihr gewünschten Maße von der Weltwirtschaftskrise pro-
fitieren konnte. Insgesamt waren die Gründe für diesen Mißer-
folg aber vielschichtig: parteiinterne Schwierigkeiten, eigene
Selbstüberschätzung, die irrige Annahme, daß Arbeitslose auto-
matisch zur KPD stoßen würden, und unzureichende Arbeit an
derBasis verhinderten,daß die Kommunisten ingleichemMaße
wie die NSDAP von derkrisenhaften Situation profitierenkonn-
ten. Dieser These scheint zu widersprechen, daß die Zahl der
arbeitslosen Mitglieder innerhalb der KPD spürbar anstieg. Im
Bezirk Wasserkante sank die Zahl der Betriebsarbeiter zwischen
1928 und September 1932 von59,8% auf 13,7%.17() Gleichzeitig

163 Vgl. Rundschreiben an alle Stadt-
teile, Unterbezirke, Zellen und Orts-
gruppen des Sekretariats der KPD
Wasserkante v. 27.1.1932, SAPMO-
BARY 1/13/16/43.
1(14 LandratDr. Kracht schreibt in An-
lehnung an den Regierungspräsi-
denten:„[...] noch dazu vonAnhängern
einer politischen Richtung, die Anord-
nungen der Polizei oft nur schwer zu
folgenpflegt und es in letzter Zeit häu-
fig zu tätlichenWidersetzlichkeiten ge-
gen Polizeibeamte hat kommen las-
sen"; vgl. Schreiben des Landrats ND
an Heider Polizeiverwaltung v.
12.9.1930, Stadtarchiv Heide [StA
Heil 11/690; Schreiben derHeider Poli-
zeiverwaltung v. 28.8.1930, StA Hei
11/692.
163 Bericht der Polizei anden Landrat
ND v. 7.11.1929, StA Hei 11/690; vgl.
auchHA 259/4.11.1929.
166 Am 17. Juli 1932 war es in Altona
zueinem blutigen Zusammenstoß zwi-
schen Kommunisten und Nationalso-
zialisten gekommen. Daraufhin setzte
Reichskanzler von Papen die recht-
mäßige preußische Regierung unter
Otto Braun ab und ernannte sich ver-
fassungswidrig zum Reichskommissar
für Preußen. Damit hatte er der natio-
nalsozialistischen Machtübernahme
vorgearbeitet.
167 Vgl. HA172/25.7.1932.
168 Heider Bürgermeister an Landrat
ND v. 26.7.1932, StA Hei 11/686; HA
173/26.7.1932; LandratND an Schles-
wiger Regierungspräsidenten v. 26.7.
1932,LAS 309/22813.
169 Bezirk Wasserkante an alle Unter-
bezirke, Stadtteile und Massenorgani-
sationen v. 2.4.1931, BAP St 10/42,
Bd.l,81. 452/453.
I7° Vgl. U. Büttner, Politik, 1983, S.
102; vgl. Aufstellung für den Bezirk
Wasserkante v. Oktober 1929, SAP-
MO-BARY 1/13/16/60,81. 205.
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konnte die KPD bei den Reichstagswahlen im November 1932
auch in Heide Stimmengewinne (12,2%) verzeichnen.

DieAnnahme, daß die KPD inerheblichem Maße Arbeitslose
an sich binden konnte, ist jedoch nur bedingt stichhaltig. Auch
wenn die KPD Verbesserungen bei den Wahlergebnissen ver-
zeichnen und der SPD Anhängerabnehmen konnte, schien ihrei-
ne feste BindungdieserNeuerwerbungennur bedingt bzw. nur in
einzelnen Regionen gelungen zu sein.171 Allgemein kann aber
formuliert werden,daß die KPD trotz Weltwirtschaftskrise keine
festgefügte Anhängerschaft hinter sichbringen konnte, um eine
revolutionäre Umwälzung bewerkstelligen zu können. Durch-
gängig war eine große Fluktuation bei den Mitgliedern fest-
zustellen.172 Neumitglieder gehörten häufig zur Gruppe der
„Konjunkturritter",' 77 die ihren Protest kurzfristig mit dem Par-
teieintritt in die KPD ausdrückten, doch von der Partei nicht ge-
halten werden konnten. Für diese These spricht das enttäu-
schende Abschneiden Thalmanns bei den Reichspräsidenten-
wahlen 1932. Während er in Heide im ersten Durchgang noch
11% erzielte, waren es im zweiten Wahlgang gerade noch die
Hälfte (5,6%). Offenbar konnte Thalmann im zweiten Durch-
gangnicht mehr alle kommunistischenWähler zur Wahlurne be-
wegen;einTeil wanderte vermutlich zu Hitler.174 Wie schon 1925
herrschte bei vielen Wählern ein pragmatischer Opportunismus
vor, so daß voneinem zunehmenden festgefügten Wählerstamm
nicht die Rede sein kann. An diesem Zustand änderte auch die
hohe Arbeitslosenzahl nichts. Mallmann resümiert deshalb: „Ob-
wohl derAnteil derArbeitslosen unterden Mitgliedern derKPD
unverhältnismäßig hoch war, obwohl die Partei am Ende der
Weimarer Republik auch überproportional von erwerbslosenAr-
beiterngewählt wurde,krankt dieInterpretation derKPDalsder
Arbeitslosenpartei jedoch selbst für die Phase der Weltwirt-
schaftskrise daran, daß sie suggeriert, als sei Erwerbslosigkeit
ein kommunistisches Spezifikum gewesen, und systematischaus-
blendet,daß dieses Schicksal massenhaftauch SPD- undADGB-
Mitglieder traf."'15

171 Die Entwicklung war durchaus un-
terschiedlich. R. Möllerkonnte für den
Kreis Steinburgermitteln, daß die KPD
hier von dem Zulauf 1932 auch auf or-
ganisatorischer Ebene profitieren
konnte; vgl. R. Möller. Steinburg,
1989, S. 148ff.
172 Im Bezirk Wasserkante betrug die
Fluktuationsquote zwischen 1930 und
1932 70,3%; vgl. U. Büttner, Politik,
1983, S. 99; K.-M. Mallmann, Kom-
munisten, 1996, S. 90f.
173 K.-M. Mallmann, Kommunisten,
1996, S. 89.
174 Vgl.U. Pfeil,Heide, 1995,S. 328f.;
F. Osterroth. 100 Jahre Sozialdemokra-
tie in Schleswig-Holstein. Ein ge-
schichtlicher Überblick, Kiel 1963, S.
102;H.A. Winkler, Katastrophe,1987,
S. 529.
173 K.M. Mallmann. Kommunisten,
1996,S. 104.

3.6 Der gescheiterte
Allmachtsanspruch
der Parteiführung

Seit ihrer Gründung litt die KPD unter dem Zwiespalt der
Anforderungen der Parteileitungund einer eher müden Parteiba-
sis, die nur selten zur Zufriedenheit der Zentrale arbeitete. Der
ländliche Unterbezirk Heide wardavon in besonderemMaße be-
troffen. Die Moorlandschaft und die schlechten Verkehrsverbin-
dungen erschwerten die Arbeit der Funktionäre,die oft mehrere
Tage brauchten,umindieentferntesten Ortezu gelangen.176 Eine
stetige Kontrolle der einzelnen Ortsgruppen war schwierig, was
dazu führte, daß Anweisungen der Zentrale nur unzureichend
ausgeführt wurden.177 Die agrarische Wirtschaftsstruktur der
Westküste brachte es mit sich, daß eine Großzahl der Arbeiter
nicht an ihrem Wohnort arbeiten konnte, sondern auswärts nach
Arbeit suchen mußte. 178 Diese strukturellen Probleme erschwer-
ten einekontinuierlicheParteiarbeit undließen die KPDim länd-
lichenGebiet schnell ins Hintertreffengeraten.

Auch wenn die KPD im ländlichen Bereich größere Schwie-
rigkeiten bei der Parteiarbeit hatte, kann dies nicht als eine zu

I7'' Vgl. Bericht des Bezirks Wasser-
kante v. November 1925, SAPMO-BA
RY 1/13/16/40.
177 Vgl.Protokoll der Sitzung der Org-
abteilung v. 28.7.1927. SAPMO-BA
RY 1/13/16/38.
178 Vorläufiger Bericht über die faschi-
stische Bewegung in Schleswig-Hol-
stein an das ZK der KPD in Berlin v.
11.8.1929, SAPMO-BA RY 1/13/16/
28.81. 70.

189



verallgemeinernde Tatsache festgehalten werden, wie gegenteili-
ge Beispiele zeigen.179 Die Diskrepanz zwischen Parteitagsan-
sprüchen und der lokalen Realität mußte alsonoch andere Ursa-
chen haben. Daß zentrale Vorgabender Partei inder Praxisnicht
befolgt wurden, spiegelt sich in einem Rundschreiben des Be-
zirks Wasserkante aus dem Jahre 1919:

„Es ist einfach ein Skandal in einer disziplinierten kom-
munistischen Partei, angesichts der gefahrdrohenden Maßnah-
men des Kapitals, solch eine NachlässigkeitundLauheit inder
einfachsten Pflichterfüllung [...]. Wir tun dieses [Auflistung der
Mitglieder] nichtetwa, weilwir eineneue Organisationsspielerei
vorhaben,sondern weildiepolitische Situationgebieterisch von
uns verlangt, daß dieMaßnahmen der Parteileitung schnellstens
erfüllt werden.

"180

Der zweite Teildieses Zitats läßt ein weiteres Merkmal deut-
lich werden,das sich währendder gesamten Weimarer Republik
durch dieParteiarbeit der KPD durchzog: die Übersättigung der
Parteibasis mit Anordnungen von übergeordneten Parteiinstan-
zen. Ständige Richtungswechsel und das Bombardement mit
Rundschreiben und Parteidirektiven ließ an derBasis eine Indif-
ferenz aufkommen, die von oben verordnete Richtlinien ver-
sickern ließ.

Auch wenn die Bezirksleitung diese Problematik erkannte,
gab sie der angeblichnoch „unreifen"Basis die Schuld an dieser
Situation, sah jedoch nicht,daß die formulierten Ansprüche die
Parteibasis überforderten. Die nur kleine Schar von aktiven Par-
teigenossen war gerade im ländlichen Raum nicht in der Lage,
die Direktiven indie Tat umzusetzen.Deswegenbelegen die fol-
genden Bemerkungenaus einem Richtlinienbrief der Bezirkslei-
tung Wasserkante von 1925 eher die Ignoranz der Parteispitze
über die Realität an derBasis als die Ignoranz der Basis gegenü-
ber der Zentrale:

„Alle Anweisungen der Bezirksleitung, welcher Art sie auch
sein mögen, werden von den Ortsgruppenals eine unnötigeAr-
beit empfunden underweckenbei ihnenden Eindruck,eben weil
sie diepolitische Bedeutungdieser Arbeit nicht erkannt haben,
als wenn dieBezirksleitung aus lauter Wollust nichts weiter tue
als immer anweise undbefehle. Desweiteren istein sehr starker
Widerstand infast allen Ortsgruppengegen die von der Partei-
leitung angesetztennotwendigenpolitischen Kampagnenundge-
gendie vonuns verlangte, imAugenblickzwar wenigererfolgrei-
che zähe Kleinarbeit im Sinne einer bolschewistischen Partei zu
spüren. Alle entsprechenden Maßnahmen, die wir nach dieser
Richtung hin treffen, werden von den Ortsgruppen draußen im
Bezirk skeptisch aufgenommen und mit mitleidigem Lächeln oft
in einen Schubkasten verbannt, ohne daß die Genossen, den
Ernst der Situation erfassend, ernsthaft über diese Frage nach-
denken und aus eigener Initiative heraus gemäß den Verhält-
nissen ihres Ortes eine den Maßnahmen entsprechende Bewe-
gungeinleiten. "'*'

Obwohl die Parteispitze wiederholt die Grenzen ihrer Mög-
lichkeiten erkennen konnte, ging sie trotzdem nicht von ihren
Allmachtsphantasien ab. Die Überzeugung von dem richtigen

179 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni
sten, 1996,S. 97.
180 Rundschreiben an sämtliche Di-
strikte und Ortsgruppen Groß-Ham-
burg und des Bezirks Wasserkante v.
12.6.1919, SAPMO-BA RY 1/13/16/
25.
181 Vgl. Richtlinien für die Reorganisa-
tion unddie engere Bindung der Orts-
gruppenarbeit mit der Unterbezirksar-
beit und mit der politischenArbeit der
Bezirksleitung von 1925, SAPMO-BA
RY 1/13/16/40.
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Kurs für dieArbeiterundein demmilitärischen Ordnungsprinzip
entlehntenAnspruch, Befehle zu geben, die von den Untergebe-
nen wortlos und ohne Widerspruch befolgt werden, spiegeln sich
in den vielen Rundschreiben und Richtlinien der Bezirks-
leitung.182 Daß dieseHaltung dieRealität verkannte, verdeutlicht
das Protokoll einer Sitzung der Orgabteilung des Bezirks Was-
serkante vom 13.Januar 1928:

„Notwendig ist, die Politik an die Massen heranzubringen.
Wenn wir uns jetzt die Partei ansehen, können wir feststellen,
daß es Schwierigkeiten mit sich bringt, die Politik der Partei an
die Mitglieder heranzubringen, geschweige denn an die Mas-
sen."'*7

Durch die Kommunikationsprobleme zwischen Bezirk und
Basis war dieübergeordnete Ebene vielfachnur schlechtüber die
Arbeit in den Unterbezirken informiert: „In mehreren Rund-
schreibenhaben wir daraufhingewiesen,daß die Berichterstat-
tung noch äußerst mangelhaft ist. Es ist unbedingt notwendig,
monatlich mindestens einmal einen ausführlichen StandderBe-
wegungan den Bezirk einzusenden."'*4 Dieser Vorwurf der Be-
zirksleitung von 1921 gehörte zum „Standardrepertoire" der
Parteizentrale in der Weimarer Republik und führte dazu, wie
Mallmann schreibt, daß die Partei durch das System der engma-
schigen Vorgaben „die Chance regelmäßiger und vor allem
wahrheitsgetreuerBerichterstattung verspielte."'*5

Die Kommunikationsprobleme wurden durch Mißtrauen und
dasGefühl der schlechten Behandlungseitens der Bezirksleitung
verstärkt: Andererseits istmiraufgefallen, daß mir verschiede-
ne Parteigenossenerklärten, nicht gern aufs Parteibüro zukom-
men, da sie dort nicht besonders gut empfangen undabgefertigt
werden,"'*6 ist in einem Kontrollbericht von 1929 zu lesen. Ge-
nauso gab es auf lokaler Ebene zahlreiche persönlicheReiberei-
en undPol[litik]leiter, die „größten Teils ihrer Aufgäbe nichtge-
wachsen" waren,187 wie aus einem Organisationsbericht von
1925 hervorgeht. Der Bezirksleitung gelang es nicht, ihre All-
machtbestrebungen durchzusetzen, genausowenig wie die Aus-
schaltung von oppositionellen Stimmen. Der folgende Bericht
von1931 ist eher Ausdruck einer desolatenVerfassung:

„Die systematische Heranziehung von solchen Funktionären
zur zweiten, teilweise besoldetenFunktionär-Garnitur,die inder
Partei allgemein als Hohlköpfe und skrupellose Speichellecker
bekannt sind. Das geschieht nicht ohne Ursache: Nachwuchs
heranbilden ist gleichbedeutend mit der Schaffung neuer Kon-
kurrenten, beider recht einträglichen Brotstelle der allgewalti-
gen Sekretäre natürlich nicht erwünscht. Die Folge: aufder ei-
nen Seite das Versagendes Parteiapparats, währendsichaufder
anderen Seite die besten, geschultesten und aktivsten Elemente
in diePassivität zurückziehen, zumal sie ja keine eigene Ansicht
haben,noch wenigerbekannt gebendürfen. Das ist verständlich,
letztere gehen von dem Standpunkt aus,politische undorganisa-
torische Maßnahmen zweckmäßig zu treffen.Die Sekretäre der
Partei unddie Bezirksleitung handeln aber nach dem Prinzip:
recht viel in diePresse bringen, noch mehr nachBerlin berich-
ten, sonst kann man leicht inder Versenkung verschwinden oder

182 Vgl.u.a.BezirkWasserkante an das
Pol.-Büro der KPD in Berlin v.
18.11.1929, SAPMO-BA RY 1/13/16/
32,81. 16.
183 Vgl.Protokoll der Sitzung der Org-
abteilung der Bezirksleitung Wasser-
kante v. 13.1.1928, SAPMO-BA RY
1/13/16/38.
184 Rundschreiben an alle Ortsgruppen
des Bezirks Wasserkante v. 7.9.1921,
SAPMO-BARY 1/13/16/25.
183 K.-M. Mallmann, Kommunisten.
1996,S. 157.
186 Vgl. Bericht vonder Kontrolle im
Bezirk Wasserkante am 2. und 3. De-
zember 1929 v. 6.12.1929, SAPMO-
BA RY 1/13/16/60.
187 Vgl. Organisatorischer Bericht des
Bezirks Wasserkante für den Monat
November 1925, SAPMO-BA RY
1/13/16/40.
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verbannt werden [...]. Schließlich sei noch die Partei-
klickenwirtschaft erwähnt. Einer verleumdet den anderen. Neid,
Mißgunst, Gehässigkeit, Schlägereien, Bespitzelung unterein-
ander usw., eine Seuche, die sich von der untersten Zelle bis in
dieBezirksleitunghinauferstreckt, wofür genügend Beispiele be-
kanntgeworden sind."'**

Die in diesen Aussagen zu Tage getretenen Entfremdungser-
scheinungen existierten jedoch nicht nur zwischen Unter-
bezirken und Bezirksleitung, sondern auch zwischen Bezirks-
leitungund ZK, wieeinSchreibenderBezirksleitungandieZen-
trale inBerlin von 1925 zeigt:

„Wir betonen, daß die BL alles daransetzen wird, um trotz der
großen Schläge vom Oktober 1923 so schnell wie möglich die
Parteiorganisation inder Gesamtheitso wieder aufzubauen, wie
es früher derFall war, und es auch als ihrePflicht ansieht, der
Zentrale die Pflichtbeiträge abzuführen. Dieses wird aber nur
möglichsein, wenn die Zentrale den Wünschen der Bezirkslei-
tungentgegenkommt."'*9

Die vielen Richtungswechsel der Gesamtpartei machten es
den lokalen Genossen vor Ort nicht einfach, den Arbeitern die
kommunistischePolitik nahezubringen.Zum einen mußten sie in
der ständigen Angst leben, durch Abweichungen vomoffiziellen
Kurs ihres Postens enthoben zu werden. Nachdem schon imAn-
schluß an den gescheiterten „deutschenOktober" 1923 zahlrei-
che Genossen auch im Bezirk Wasserkante aus derPartei ausge-
schlossen worden waren, setzte sich diese Praxis bei der Durch-
setzung des moskautreuen Kurses bis Herbst 1925 weiter fort.
Daß für Abweichler vom „bolschewistischen" Kurs keine Zu-
kunft inder KPD mehr bestehen sollte,belegt die Versicherung
des Sekretariats des Bezirks Wasserkante vomMai 1925 gegenü-
ber dem ZK: ,JDie Bezirksleitung des Bezirks Wasserkante wird
alle Kräfte einsetzen, um innerhalb der Partei die Fragen der
bolschewistischen Taktik zu klären und die Arbeit zur Vernich-
tung des reformistischenMasseneinflusses zu steigern."'90

Im Jahre 1928 belastete erneut ein innerparteilicher Skandal
die KPDimBezirk Wasserkante, derdieParteiarbeit weitgehend
lahmte.191 Thalmann hatte versucht, die Veruntreuung großer
Summen durch denPolleiter des Bezirks,John Wittorf, zu vertu-
schen.192 Die Gegner des radikalenLinkskurses deckten die Un-
terschlagungsaffäre auf, so daß Thalmann vom ZK am 26. Sep-
tember 1928 seiner Funktionen enthoben wurde. Durcheine In-
tervention annullierte Stalin am 6. Oktober 1928 diesen Be-
schluß und sprach Thalmann „das volle politische Vertrauen"
aus. Dieser Entschluß löste eine Welle der Empörung aus und
führte zu einerAustrittswelle.

Die in diesem Kapitel aufgezeigtenSpannungeninnerhalb der
KPDmachendeutlich,daß es derParteispitze niegelang,das ge-
wünschte Engagementan der Basis zu erreichen.Die viel gehör-
te Klage über diePassivität der MitgliederunddieBeschwerden
über fehlende Rückmeldung aus den Ortsgruppen und Unter-
bezirken sprechen dabei eine deutlicheSprache. ,JDie Debatten
aufder Führungsebene interessierten an der Basis nur mäßig
oder überhaupt nicht. Das jahrelangeRingen um die Linie der

188 Vgl. Bericht über die Kassierer-
und Org-Leiter-Konferenz des Bezirks
Wasserkante am 28.11.1931,die „eine
durchaus zuverlässige Auskunftsper-
son" für die Hamburger Polizeibehörde
erstellt hat, Polizeibehörde Hamburg
an Nachrichtensammelstelle im
Reichsministerium des Innern in Berlin
v. 10.12.1931, BAP St 10/32, Bd.la,
81. 331-334.
189 Bezirk Wasserkante an ZK der
KPD in Berlin v. 26.3.1925, SAPMO-
BA RY 1/13/16/36.
190 Sekretariat des Bezirks Wasserkan-
te an ZK der KPD in Berlin v.
2.5.1925, SAPMO-BA RY 1/13/16/24,
81. 105.
191 Politischer Sonderbericht des Be-
zirks Wasserkante an ZK der KPD in
Berlin v. 15.11.1929, SAPMO-BARY
1/13/16/28, 81.75.
192 Vgl. genauer zur „Wittorf-Affäre":
H. Weber, Wandlung, Bd.l, 1969, S.
199ff; U. Büttner, Hamburg in der
Staats- und Wirtschaftskrise 1928-
-1933,Hamburg1982, S. 437ff.
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Partei ging bei vielen, vielleicht sogar den meisten Mitgliedern
über die Köpfehinweg, weil sie die Diskussionen nicht verstan-
den undals 'Führergezänk' abtaten, aber auch weil sie ihre In-
teressennicht angesprochen sahen,"'97 schreibt Mallmann resü-
mierend und beschreibt damit auch die realen Verhältnisse im
Bezirk Wasserkante und im ländlichen Dithmarschen. Vor die-
sem Hintergrund kann es auch nicht überraschen, daß in den Ta-
gen vor dem christlichen Weihnachtsfest 1925 die Parteiarbeit
der atheistischen KPDnahezu zumErliegenkam.194 Webers The-
se, daß die Führungsspitze mit Hilfe des Apparates die Mitglied-
schaft beherrschte,195 ist nur bedingt zutreffend.Seine Einschät-
zung, daß die KPDeine „monolithische,straffdisziplinierte und
zentralisierte Organisation"'96 war, bedarf der Revidierung bzw.
der Differenzierung, wie auchdie in den folgenden Kapiteln zu
beschreibenden Reorganisationsbestrebungenbelegen.

193 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996, S. 160.
194 Vgl. Bericht des Bezirks Wasser-
kante über die Betriebszellenarbeit im
Monat Dezember 1925, SAPMO-BA
RY 1/13/16/40.
195 Vgl. H. Weber, Aufstieg, 1991, S.
27.
196 H. Weber, Wandlung, Bd.l. 1969,
S. 8.

4.Organisations-
tätigkeit im
ländlichenRaum

4.1 Die KPD und die
Gewerkschaften

Ähnlich wie die Parteiarbeit gestaltete sich auch die
Gewerkschaftsarbeit der KPD. In der Kontinuität des Kaiser-
reichs bestimmten in erster Linie SPD-Mitglieder die „Gewerk-
schaftsabteilungen" in Heide. Aus dieser Zeit rührte auch das
von der SPD empfundene Mißverhältnis zwischen Gewerk-
schafts- undParteimitgliedschaft. Das 1906 gegründete Gewerk-
schaftskartellkonnte bereits imKaiserreichmehrMitglieder ver-
zeichnen als die HeiderOrtsgruppe der SPD.Eine Stichprobe im
März 1914 ergab, daß von den 404 Gewerkschaftsmitgliedern
nur 28,5% das SPD-Parteibuch besaßen. Damit lag Heide deut-
lich hinter Itzehoe (34%).197 Diese Diskrepanz war im Kaiser-
reich nichts Außergewöhnliches,denn dieMehrheit der Arbeiter
beschränkte sich auf Gewerkschaftsmitgliedschaft und Stimmab-
gabe für die SPD, verzichtete jedoch auf den Parteieintritt.198 An
diesem Zustand änderte sich nichts Grundsätzliches in der Wei-
marer Republik.

Nach der Novemberrevolution übernahm zunächst Gustav
Bruhn denVorsitzdes Heider Ortsausschusses des „Allgemeinen
Deutschen Gewerkschaftsbundes",mußte diesen Posten jedoch
1920 wieder an den SPD-Mann Wilhelm Königabgeben. Dieser
Führungswechsel im Gewerkschaftskartell war symptomatisch
für den Einfluß der KPD in denHeider Gewerkschaftsabteilun-
gen. Diese blieben bis 1933 von der SPD dominiert und erlaub-
ten den Kommunisten kaum Mitgestaltungsmöglichkeiten. Die
Konfrontation der beiden Arbeiterparteien führte auch in Heide
wiederholt zuscharfen Auseinandersetzungen. Ziel der KPD war
die Trennung der sozialdemokratischen Gewerkschaftsmit-
glieder von ihrer Partei. In einemBericht der Gewerkschaftsab-
teilung der KPD von 1923 wird das Vorgehen beispielhaft be-
schrieben:

„Unsere Genossen arbeiten dort gut. In der letzten
Gewerkschaftsversammlung haben sie heftige Zusammenstöße
mit den SPD-Leuten gehabt. Der Heider Anzeiger, wo wir vier
Genossen imBetriebsrat haben, wollte denBericht nichtaufneh-
men. Unsere Genossen drohten mit Arbeitsniederlegung, wenn
das nicht geschieht. Daraufhin bequemte sich die bürgerliche
Zeitung,den kommunistischenBericht aufzunehmen."'"

197 Vgl. SHVZ 54/5.3.1914; 64/
17.3.1914.
198 Vgl.A. v.Saldern, Wer ging in die
SPD? Zur Analyse der Parteimitglied-
schaft in der wilhelminischen Zeit, in:
G.A. Ritter (Hg.), Der Aufstieg der
deutschen Arbeiterbewegung. Sozial-
demokratie und Freie Gewerkschaften
im Parteiensystem und Sozialmilieu
des Kaiserreichs, München 1990, S.
173.
199 Vgl. Gesamtbericht der Gewerk-
schaftsabteilung der KPD des Bezirk
Wasserkante anZK der KPDin Berlin
v. 7.3.1923, SAPMO-BA RY 1/13/16/
60.
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Auf die Spaltungsbestrebungen der KPD reagierten Gewerk-
schaftskartell und SPDmit der IsolierungderKommunisten, wie
aus einem Aufruf an ihre Mitglieder vom Januar 1926 hervor-
geht, der vor der Beteiligung an einer KPD-Veranstaltung warn-
te.200 Doch nicht nur dieAusgrenzungsversuche erschwerten der
KPD die Gewerkschaftsarbeit, sondern erneut auchdie undiszi-
plinierte Haltungder eigenenMitglieder. 1923 beklagte sie sich
über die „äußerst mangelhafte" Registrierung der Gewerk-
schaftsmitglieder inderKPD.Damit fehlte derParteibereits die
Grundlage für eine erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit.201 ImBe-
zirk Wasserkante waren im Jahre 1925 nur 74% der KPD-Mit-
glieder auch gewerkschaftlich erfaßt. 202 Der nur mäßige Erfolg
der kommunistischen Gewerkschaftsarbeit soll in der Folge auf
dreiEbenenillustriert werden; zum einenamBeispiel dereinzel-
nen Unterverbände des Heider Kartells, dann anhand der Be-
triebsratsarbeit und schließlich der Schwierigkeiten im ländli-
chen Raum.

Der Einfluß der KPD in den einzelnen Verbänden war
schwach.In Land-,Bau- undMetallarbeiterverband dominierten
die der SPD nahestehenden reformistischen Kräfte; im Holz-
arbeiterverband sympathisierte die Hälfte der Mitglieder mit der
KPD, solangeBruhn in ihm aktiv war,doch schon einJahr später
war der Einfluß nur noch gering.203 Aufschlußreich für eine Be-
urteilung der kommunistischen Gewerkschaftsarbeit war die
Entwicklung bei den Eisenbahnern. Für Juni 1924 schätzte die
Partei ihrenEinfluß im„DeutschenEisenbahnerverband" (DEV)
noch als groß ein, doch als es im Bundesverband zu Querelen
zwischenSPD- undKPD-Anhängernkamund die Kommunisten
einen eigenen „FreienEisenbahnerverband" (FEV)gründeten, 204

wurden auch in Heide Kommunisten aus dem Verband ausge-
schlossen. Der DEV warf den oppositionellen Kollegen öffent-
lichVerrat vor.205

Der Versuch zur Gründung einer eigenen Heider Ortsgruppe
des FEV durch Otto Jews scheiterte an der Angst vor „politi-
schen Schikanen" seitens der Kommunisten und amFehlen ge-
werkschaftlichenEngagements bei den kommunistischen Eisen-
bahnern, wie Otto Jews in einem Bericht der Eisenbahner von
1924 heraustrich:

„ Wir inderProvinz könnenkeinen neuen Verbandaufmachen,
weil wirnichteinmalfähig sind, indemaltenso zu arbeiten,wie
es nötig wäre. Beider Aufstellung der Kandidaten können wir
keine Listen des FEV aufstellen, weil diese Organisation den
Eisenbahnerngarnicht bekannt ist.

"206

Die Spaltungsbestrebungen der KPD waren, wie der Aussage
Jews zu entnehmen ist, inHeide illusorischund ließen die An-
ordnungen übergeordneter Parteiinstanzen verpuffen. Die loka-
lenVertreter mußten sich mit denrealen Verhältnissen arrangie-
ren. Eigene Gewerkschaftsorganisationen waren angesichts der
geringen Mitgliederzahl utopisch, so daß gezwungenermaßen
mit reformistischen Vertretern zusammengearbeitet werden
mußte. Das Bestreben der kommunistischen Gewerkschafts-
politik seit 1925, „rote" Einheitsverbände zu gründen, wurde in
Heide nicht umgesetzt.Bis 1933 gelanges den kommunistischen

200 Vgl. Landrat ND an Kieler Ober-
präsidenten v. 29.1.1926, LAS 301/
4525.
201 Vgl. Gesamtbericht der Gewerk-
schaftsabteilung Bezirk Wasserkante
an ZK der KPD in Berlin v. 7.3.1923,
SAPMO-BA RY 1/13/16/60.
202 Vgl. Gewerkschaftsbericht für No-
vember/Dezember 1925 der Gewerk-
schaftsabteilung des Bezirks Wasser-
kante v. Dez. 1925, SAPMO-BA RY
1/13/16/60.
203 Vgl. Monatsbericht des Bezirks
Wasserkante an ZK der KPDin Berlin
v. 9.9.1924, SAPMO-BA RY 1/13/16/
23, 81. 93/94; Monatsbericht des Be-
zirks Wasserkante an das Orgbüro des
ZK der KPD v.9.4.1925, SAPMO-BA
RY 1/13/16/40.
2(34 Vgl. Bericht vom Bezirk Wasser-
kante v. 9.9.1924, SAPMO-BA RY
1/13/16/23, 81. 93/94.
203 Vgl. Bericht über die Konferenz der
Eisenbahner des Bezirks Wasserkante
v. 27.4.1924,SAPMO-BARY 1/13/16/
29.
206 Vgl. Bericht über die Konferenz der
Eisenbahner des Bezirks Wasserkante
v.16.3.1924, SAPMO-BARY 1/13/16/
29.
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Gewerkschaftlern in Heide nicht, eine Spaltung des Gewerk-
schaftskartells herbeizuführen, wie auch der Verzicht auf die
Aufstellung von „roten Listen" 1930 in Heide zeigte.207 Gegen
diese Praxis konnte die Parteispitze nur eingeschränkt inter-
venieren,denndurchdiePersonalnot im lokalenBereich war ein
von oben angeordneter Austausch der Funktionäre und eine
programmatische „Radikalisierung von oben"nur bedingt mög-
lich. Die genanntenBeispiele zeigen zwar auch, daß die kom-
munistische Gewerkschaftspolitik trotz allen Pragmatismus be-
müht war, sich vom Reformismus der SPD und des ADGB ab-
zusetzen;es fehlte ihr jedoch bei ihrer schmalenBasis dieHand-
habe. Mit ihrer virulenten Obstruktionshaltung erreichte sie aber
auch in Heide,daß die Gewerkschaften Schwierigkeiten hatten,
geschlossenaufzutreten.

Die Mängel kommunistischer Gewerkschaftsarbeit im ländli-
chen Raum wirkten sich ebenfalls bei der Besetzung der Be-
triebsräte in den Heider Firmen aus. Der KPD gelang es in kei-
nem Betrieb,dieDominanz derSPD zudurchbrechen.Selbst bei
der Firma Köster,wo 1 924immerhin eineBetriebszelle mit sie-
benMitgliedern bestand,setzte sich der Betriebsrat aus jeeinem
Mitglied der KPDund SPD sowie einem Unparteiischen zusam-
men.208 Daß die KPD selbst die Situation der Gewerkschafts-
bewegung im ÜB Heide als befriedigend bezeichnete,209 kann
vor dem Hintergrund des geringen Einflusses nur verwundern
und war vermutlich eher Wunschvorstellung als Realität. Dieor-
ganisatorische Schwäche der kommunistischen Gewerkschafts-
arbeit imländlichen Bereich hatte auchFolgen für dieOrganisie-
rung der Partei inBetriebszellen.

207 Vgl. Gewerkschaftsabteilung des
Bezirks Wasserkante an ZK der KPD
in Berlin v. 5.6.1930, SAPMO-BA RY
1/13/16/60.

208 Vgl. Bericht vom Bezirk Wasser-
kante v. 9.9.1924, SAPMO-BA RY
1/13/16/23, 81.93/94.

209 Vgl. Monatsbericht an die BL Abt.
Gewerkschaften über die Erwerbslo-
senbewegung im Bezirk Wasserkante
v. 4.4.1925, SAPMO-BA RY 1/13/16/
60.

4.2 Der Versuch der
Reorganisierung der
Partei in Betriebs-
zellen

Der KPD-Zentralausschuß begann im Mai 1923 den Aufbau ei-
ner Betriebszellenorganisation einzuleiten, die das bisherige
Prinzip der Ortsgruppen mit Betriebs- und Wohnbezirkszellen
von 1919 ablösen sollte. Diese doppelte Registratur erwies sich
inderPraxis als nicht durchführbar, so daß nur die Wohnbezirks-
organisation blieb.Am 19. Januar 1924 verpflichtete das Exeku-
tivkomitee der Kommunistischen Internationalen (EKKI) die
deutsche Sektion, die Umstellung innerhalb von zwei Monaten
durchzuführen. Das Verbot der Partei und die organisatorischen
Probleme infolge des gescheiterten „Deutschen Oktobers" von
1923 verhinderten vorerst eine Reorganisierung. Aufdem Berli-
ner Parteitag 1925 erließ die KPD ein neues Statut und machte
dieBetriebszellen zur „GrundlagederParteiorganisation". Diese
Neuordnung basierte auf dem Leninschen Organisationsprinzip
und seinem Postulat von der Verankerung der Partei in den
Betriebenund sollte das traditionelle sozialdemokratische Orts-
gruppen- und Wahlvereinsprinzip ablösen und ,JJerzstück und
Hebel der Bolschewisierung"2

'0 der Partei sein. Ob die
Betriebszellen die KPD wirklich „unlösbarin der Arbeiterklas-
se"verwurzelten,wie es dieDDR-Historiker ErikaKücklich und
Stefan Weber schreiben, soll in der Folge am Heider Beispiel
verfolgt werden.

Bei der Organisation in Betriebszellen stand die KPD in
Dithmarschen vor dem Grundproblem, daß der Unterbezirksvor-

210 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996, S. 306ff. und die verklären-
de Version der DDR-Historiker E.
Kücklich/S. Weber, Die Rolle der Be-
triebszellen der KPD in den Jahren der
Weimarer Republik,in: BzG 1 (1980),
S. 116-130.
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Ort Heide nur schwach organisiert war und unter der Passivität
der Mitglieder litt. Neben der nur mäßigen Verankerung der
kommunistischen Bewegungergabensich für dieReorganisation
Schwierigkeiten wegen der spezifischen Wirtschaftsstruktur der
landwirtschaftlichen Betriebe und der stets kritischen Lage der
Klein- und Mittelbetriebe in Dithmarschen. Um die Probleme
der KPD bei der Reorganisation im Unterbezirk Heide zu illu-
strieren, soll aufeinige Fallbeispiele eingegangen werden.2

"
Im Jahre 1925 boten sich für die KPD im Unterbezirk Heide

nur wenige Betriebe zur Reorganisation. Zu ihnen gehörtendie
TönningerWerft, das Ölbergwerk „Hölle"in Hemmingstedt und
der Eisenbahnbau zwischen Husum und Flensburg. In Tönning
stellte sich jedoch das Problem, daß die Werft mit einstmals 700
Arbeitern nachder Stillegung nur noch 19 Arbeiter beschäftigte,
die Aufräumarbeiten verrichteten. Die restlichen Arbeiter waren
entlassen worden und hatten Tönning verlassen,da sich in der
Stadt keine neuen Erwerbsmöglichkeitenergaben.Eine Einrich-
tung einerBetriebszelle war damithinfällig geworden.Eine ähn-
liche Entwicklung vollzog sich beim Hafenbau inBüsum. Von
den 70 bis 80Beschäftigten gehörten15-20 der KPD an, die sich
zueiner Ortsgruppe zusammenschlössen.Nachdemaber der Ha-
fenbauAnfang 1925 eingestellt worden war, verließen dieArbei-
ter Büsum, so daß auchdieParteiarbeit wieder einschlief. Zudem
muß angemerkt werden, daß die Zahl von 15-20 Genossen vor
dem Hintergrund als sehr dürftig bezeichnet werden muß, daß
die Büsumer Ortsgruppeder USPD im November 1919 immer-
hin 160 Mitglieder zählte.212

Anders gestaltete sich die Problematik für die KPDimÖlberg-
werk, wonur zwei Arbeiter derPartei angehörten.Bruhn erteilte
an einen von ihnenden Auftrag,AnhängerderPartei ausfindigzu
machen, um eine Betriebszelle zu gründen. Zur Unterstützung
regte Bruhn die Gründung einer Ortsgruppe in Hemmingstedt
an, der sich 16 Mitglieder anschlössen. Ähnlich ging Bruhn in
dem ländlichen Ort Lunden vor.Nachdem er einen ehemaligen
Genossen reaktiviert hatte, sollte im nächsten Schritt die Orts-
gruppe stabilisiert werden, um dann den Aufbau von Guts- und
Dorfzellen anzugehen. Da die Bauern in der Umgebung von
Lunden aber nur einen oder zwei Tagelöhnerbeschäftigten, war
die Schaffung von Gutszellen nicht sinnvoll. Doch auch die
Gründung von Dorfzellen wurde zur Illusion,da die Tagelöhner
oft nur 14 Tage auf einem Hof blieben, um dann zu wechseln.
Die meisten in den Erntemonaten eingestellten Landarbeiter
wurden außerdem zum Winter hin wieder entlassen. Damit
scheiterte die angestrebte Zellenorganisation in den agrarischen
Gebieten Dithmarschens völlig.

Das Vorgehen von Bruhn, vor Betriebszellen Ortsgruppen zu
gründen, ist ein Hinweis darauf, daß die lokalen Vertreter der
KPD aus pragmatischen Beweggründen die Vorgaben der Zen-
trale unterliefen. Sie entschieden vor Ort und paßten die Be-
schlußlage des Politbüros oder auch der Komintern ihren regio-
nalen Gegebenheiten an. Diese Vörgehensweise,die keineswegs
als Widerstand gegen die allgemeine Linie zu verstehen war,
sondern eher als Auslegungsvariante, „nahm Rücksicht auf die

211 Vgl. dazu den ausführlichen Be-
richt vonGustav Bruhnzum ÜB Heide
auf der Sitzung der Bezirksleitung
Wasserkante; Monatsbericht des Be-
zirks Wasserkante andas Orgbüro des
ZK der KPD in Berlin v. 9.4.1925,
SAPMO-BA RY 1/13/16/40.
2,2 Vgl. Aufstellung über die Verhält-
nisse der SPD, USPD und Kommuni-
sten in denKreisen Norder- undSüder-
dithmarschen v. 3.11.1919, LAS 301/
2402.

196



örtlichen Besonderheiten und lokalisierte damit eine inter-
national angelegte Politik."2

'7
Bei der Parteiarbeit im Ölbergwerk wirkte außerdem hem-

mend, daß „der faschistische Einfluß in diesem Betrieb sehr
groß" war.214 Bruhnhatte einenParteigenossen veranlaßt, sich im
Bergwerk eine Anstellung zu suchen,um Parteianhänger zu or-
ganisieren. Dieser wurde jedochbereits nach acht Tagen von sei-
nem ursprünglichen Arbeitsplatz indie Kalkgrube versetzt,woer
zumBestreiten seines Lebensunterhaltes nicht mehr ausreichend
verdiente, so daß er kündigte. Bruhn unterstellte der Direktion
bei diesem Vorgehen Methode,um auf diese Art und Weise un-
bequeme Arbeiter loszuwerden. Diese Theseistdurchaus plausi-
bel, auch beim Eisenbahnbau in Husum wurde der kommunisti-
sche Betriebsratsvorsitzende entlassen. DiePraxis,daß Kommu-
nisten, die sich für die Schaffung vonBetriebszellen einsetzten,
entlassen und gemaßregelt wurden, war inganz Deutschland an-
zutreffen. Sie führte von Beginn an zu einer Lähmung der
Reorganisationsbestrebungen.215

Beeinträchtigt wurde die Arbeit der KPD ebenfalls durch die
Arbeitslosigkeit. InFriedrichstadt existierten mehrere Fabriken
mit 25 Mann Belegschaftsstärke. Da die sieben Mitglieder der
Ortsgruppe aber dauernderwerbslos waren, konnte diePartei in
den Betrieben keinen Erfolg verzeichnen. Um trotzdem ein Zel-
lensystem einzuführen, wurde die Gründung von Erwerbs-
losenzellen vorgeschlagen, was die Bezirksleitung jedoch ab-
lehnte. Dafür versuchte sie in den Wintermonaten einen Fuß in
die Erwerbslosenbewegung zu bekommen, um im Sommer,
wenn diese Erwerbslosen wieder inden Betrieben waren, sie für
den Aufbau von Betriebszellen zu gewinnen. Andererseits ver-
suchte die KPD, die Arbeiter nach ihrerEntlassung inihrer ehe-
maligen Betriebszelle zu belassen,doch auch diese Variante er-
wies sich nicht als erfolgreich, wie aus dem Monatsbericht der
Bezirksleitung vom 9.April 1925 hervorgeht:

„Die Zuweisung der Erwerbslosen zu den Betriebszellen, in
denen sie bislanggearbeitethaben, steht bishernur aufdem Pa-
pier.Nur wenn Genossenganz dichtbeiihrenBetrieben wohnen,
istdies möglich,undauchauch dann nur, wenn sieeineführende
Stellung inderZelle,undim Betrieb eingenommenhaben."

Die unterschiedlichstenVersuche der Partei, dieErwerbslosen
an die Partei zu binden, zeigen, daß die Betriebszellenorga-
nisationbei steigendenArbeitslosenzahlen keine Vorteilebei der
Gewinnung neuer Anhänger bot. Die Verkehrsverhältnisse im
ländlichen Bereich waren nicht dazu geeignet, die entlassenen
Arbeiter, die oft weit von zu Hause eine Stelle annehmen muß-
ten,an die Zelle imehemaligenBetrieb zubinden.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die
Neuorganisation der Partei ein gewaltiger Mißerfolg war.216 In
Heide bestand im Juni 1932 nur eine einzige Betriebszelle bei
der Firma Köster,die fünf Genossen zählte.217 Aber bereits im
Dezember 1929 fiel das Urteil in einem parteiinternen Kontroll-
bericht über denBezirk Wasserkante sehr hartaus:

„ImBezirk Wasserkante fällt auf, daß die Arbeit der Betriebs-
zellen wesentlich nachgelassenhat. Die Tatsache [...], daß der

213 K.-M. Mallmann, Kommunisten,
1996,S. 155.
214 Vgl. Monatsbericht des Bezirks
Wasserkante an das Orgbüro der Zen-
trale der KPD v. 9.4.1925, SAPMO-
BA RY 1/13/16/40.
213 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996,5. 311f
216 Im Bezirk Wasserkante waren 1928
73% der Mitglieder in Straßenzellen,
10% in Ortsgruppen ohne Zellen und
nur 17% in Betriebszellen zusammen-
gefaßt; vgl. U. Büttner, Politik, 1983,
S. 64.
217 VI. Aufstellung der Betriebszellen
im Bezirk Wasserkante v. 8. Juni 1932,
SAPMO-BA RY 1/13/16/29.
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größte Teil der rotenBetriebsrätepassiv ist, isteinBeweis dafür,
daß die Qualität der politischen Arbeit unserer Betriebszellen
durch eine verstärkte Unterstützung, aber auch durch die Kon-
trolle von oben gefördertwerdenmuß.

"
2X*

Die Ursachen für das Scheitern der Reorganisierung waren in
erster Linie hausgemacht. Anders als inder Staatswirtschaft der
Sowjetunion, wo die kommunistische Partei auch die Betriebe
kontrollierte und mobilisierte,bestand diese Möglichkeit in der
Privatwirtschaft Deutschlands nicht. Außerdem ist wieder eine
ignorante Mißachtung der ländlichen Gegebenheiten und der
Probleme bei der Einbeziehung der Erwerbslosen festzuhalten,
die einen größeren Erfolg verhinderte. Hinzu kam erneut der
Kräftemangel in den Parteigremien und- wie inganz Deutsch-
land219 -diePassivität und Resistenz derMitglieder,dieeinbes-
seres Funktionierender Zellenorganisationverhinderten.220

218 Vgl. Bericht von der Kontrolle im
Bezirk Wasserkante am 2. und 3. De-
zember 1929 v. 6.12.1929, SAPMO-
BA RY 1/13/16/60.
2,9 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996,S. 306f.
220 Vgl. Entwurf zur Reorganisierung
des Bezirks Wasserkante (1925),SAP-
MO-BARY1/13/6/38.
221 Vgl. zur Entwicklung und Proble-
matik der Widerstandsforschung I.
Kershaw, Der NS-Staat. Geschichtsin-
terpretationen und Kontroversen im
Überblick, Reinbek 1994, S. 267ff.; J.
Schmädeke/P. Steinbach (Hg.), Der
Widerstand gegen den Nationalsozia-
lismus. Die deutsche Gesellschaft und
der Widerstand gegen Hitler, Mün-
chen3 1994; P. Steinbach/J. Tuchel

5.Verfolgung und
Untergrundarbeit
1933-1935

Nach der „Machtergreifung" der NSDAP begann für die KPD
die Zeit der Verfolgung, derkonspirativen Treffenundder Arbeit
im Untergrund.221Die Biographien von Gustav Bruhn,Christian
HeuckundErichBöhligzeigen,daß sie dasEintretenfür ihrepo-
litische Überzeugung mit demTodbezahlenmußten, denngleich
nach der Machtübernahme machten sich die mit einem totalen
Machtanspruch versehenen Nationalsozialisten-nun mit Hilfe
staatlicher Mittel - an die Ausschaltung ihrer politischen Geg-
ner.222 Daß besonders die KPD unter der Verfolgung zu leiden
hatte, beruhte zum einen auf dem radikalen Antikommunismus
der NSDAP, der beide Parteien inder Weimarer Republik zu er-
bitterten Gegnern gemacht hatte, zum anderen auf dem Willen
der Nationalsozialisten zur totalen Erfassung der gesamten Ge-
sellschaft,223 der sich die Kommunisten durch ihre Ziele und
Denk- undVerhaltensweisen zu widersetzen versuchten.224

Die nationalsozialistische Herrschaft begann mit der Verhin-
derung der Wahlkampfkundgebungen der Arbeiterparteien im
Vorfeld der Reichstagswahl vom 5. März und der Kommunal-
wahlen am 11.März 1933.VerschiedeneFormen vonRepression
setzten nun auch in Heide ein und machten eine Wahlkampf-
führung fast unmöglich.Aus Angst vor persönlichenVerfolgun-
gen taten sich dieHeider Kommunisten bereits inden erstenWo-
chendes Jahres1933 schwer mit demBekenntnis zu ihrer Partei.
ImJanuarbezahlten nur nochacht, imFebruar nur 12 Genossen
denMitgliedsbeitrag; für die Zeit danach werdenkeineAngaben
mehr gemacht.225 Die ausbleibenden Zahlungen ihrer Mitglieder
erschwerten der KPD ihre Untergrundarbeit und die Aufrech-
terhaltungder Organisation.BeiderStadtverordnetenwahlkonn-
te die KPD trotz der Erschwerungen immerhin noch 6,1% (380
Stimmen) erzielen und stellte mit Erich Böhligeinen Stadtver-
ordneten.Dieser übte seinAmt jedochnie aus, denner wurde gar
nicht erst zur konstituierenden Sitzung der städtischenKollegien
eingeladen.226

Wie berechtigt die Furcht vor persönlicherVerfolgung war,
wurde den Anhängernder Heider Arbeiterparteien inden letzten
Februar- und ersten Märztagen vorgeführt. Am 27. Februar er-
schien im „Heider Anzeiger" die Meldung, daß der SA-Mann

(Hg.), Widerstand gegen den National-
sozialismus, Bonn 1994.
222 Vgl. zur Errichtung der NS-Dikta-
tur die neuen Studien von B.J. Wendt,
Deutschland 1933-1945, Das „Dritte
Reich". Handbuch zur Geschichte,
Hannover 1995, S. 67ff; L. Herbst,
Das nationalsozialistische Deutschland
1933-1945,Frankfurt/M.1996,S. 62ff.
223 Obwohl die NSDAPgerade imbür-
gerlich-nationalen Lager in Dithmar-
schen während derWeimarer Republik
große Erfolge erzielenkonnte, vollzog
sich auch hier die Machtsicherung
nicht ohne Probleme. So berichtet der
Kieler Polizeipräsident von Spannun-
gen zwischen Stahlhelm und NSDAP,
infolge von wiederholten Unstimmig-
keiten; vgl Polizeipräident in Kiel an
Schleswiger Regierungspräsidenten v.
19.6.1933,BAPR58/3622, 81. 182.
224 Vgl. D.J.K. Peukert, Der deutsche
Arbeiterwiderstand 1933-1945, in:
K.D. Bracher/M. Funke/H.-A. Jacob-
sen (Hg.), Nationalsozialistische Dik-
tatur 1933-1945. Eine Bilanz, Bonn
1986, S. 633-654; ders., Der deutsche
Arbeiterwiderstand 1933-1945, in: K-
J. Müller (Hg.), Der deutsche Wider-
stand, Paderborn2 1986,S. 157-181.
223 Vgl. Liste der abgerechneten Mit-
glieder in den MonatenJanuar bis Juni
1933 des Bezirks Wasserkante, SAP-
MO-BARY 1/13/16/66.
226 Vgl. HA 83/2.4.1933; M.-E. Rehn,
Heider gottsleider, 1992,S. 38.
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Hartnack inLohe angeschossenworden sei.Festgenommen wur-
de der KPD-Mann Hermann Kaulen, der in der Folge 12 Jahre
undvier Monate in GefängnissenundKonzentrationslagern ver-
brachte.227 Am 1.März und in der Nacht zum 12. März durch-
suchte die Heider Polizei Wohnungen von SPD- und KPD-Mit-
gliedernund beschlagnahmteFlugblätterundPlakate.Außerdem
wurden ein Heider und ein „auswärtiger Kommunist" fest-
genommen, „da Verdacht bestand, daß es sich um einen kom-
munistischen Agenten handelt,"22* wie der „Heider Anzeiger"
meldete. Heider Kommunisten wurden ihre Krafträder weg-
genommen, um sie an Kurierdiensten zu hindern.229 An eine
praktische und erfolgversprechende Arbeit war inHeide nicht
mehr zudenken.Die neuen Machthaberhatten einExempel sta-
tuiert,das dieVertreter der „linken"Arbeiterparteien indiePassi-
vität drängte. Auch wenn dieLeitung derOrtsgruppeundbeider
Firma Kösternoch eine Betriebszelle mit fünf Mitgliedern be-
stand, fanden wederOrtsgruppen-noch Zellensitzungenstatt.230

Doch auch der Rückzug in die politische Passivität schützte
dieKPD-Anhängernicht vordem Terror derNationalsozialisten.
Erich Böhlig, Hans Boller, Martin Sauerwein, Emil Knispel,
Hans Hagge,KarlDelongeundRichardTeichert wurden imSep-
tember 1933 in das Konzentrationslager Glückstadt gebracht,
nachdem einige von ihnen bereits zuvor im April einmal festge-
nommen worden waren.231 Gegen sie wurde imSeptember 1933
erneutHaftbefehl wegen„Vorbereitung zum Hochverrat" erlas-
sen.232 Das massive Vorgehen gegen die Vertreter der KPD hätte
es der Partei vor Augen führen können,daß die Machtübertra-
gung an Hitler eine Zäsur darstellte. DiePartei verfolgte jedoch
bis 1934 ihre ultralinkeLinie undbetrachtete die SPD weiterhin
als ihren Hauptfeind.233 Diese Ausrichtung ihrer Politik kostete
zahlreiche Opfer; trotzdem verstand die Partei vorerst nicht, wie
es Peter Steinbach formuliert,„daß mit der Zerstörungdes Wei-
marer Rechtsstaats auch das Recht zum politischen Herr-
schaftsinstrument geworden war und seinen Charakter als
,Schutz derSchwachen' verloren hatte."274 DiesePolitik der Ein-
schüchterung durch die neuen Machthaber zeigte inHeide Wir-
kung, so daß der Instrukteur der KPD im Oktober 1935 nieman-
den vonder Parteimehr fand.235

Eine ähnlicheEntwicklung vollzog sich in anderen Ortsgrup-
pendes UnterbezirksHeide. Obwohl es zukeinenVerhaftungen
kam, trafensich die Genossender OrtsgruppeSt. Michaelisdonn
nachdenMärzwahlennicht mehr. Es wurden nur noch dreiMit-
glieder gezählt, nachdem sich der eine Teil ganz aus dempoliti-
schen Leben zurückgezogen und andere sich der NSDAP ange-
schlossen hatten.Die Ortsgruppe Eddelak ging einen ähnlichen
Weg undtat sichmit denParteifreunden inSt. Michaelisdonnzu-
sammen.

Besondershart traf es die Ortsgruppe Marne. Dieser Ort war
bereits inder Weimarer Republik mehrmals Schauplatzschwerer
Auseinandersetzungen zwischen Nationalsozialisten und Ver-
tretern derArbeiterparteien, so daß sich die lokalen Vertreter der
NSDAP sofort an dieVerfolgung von SPD undKPD machten.236

Im April 1933 befanden sich bereits 20Genossen inHaft, so daß

227 Vgl. zuden VorgängenM.-E. Rehn,
Heidergottsleider, 1992,S. 36.
228 HA 52/2.3.1933;61/13.3.1933.
229 Vgl. HA 59/10.3.1933.
230 Vgl. Berichte des Bezirks Wasser-
kanteanZK der KPD in Berlin vom 4.
und 16.3.1933, SAPMO-BA RY 1/13/
16/66.
231 Vgl. zu den Zuständen im KZ
Glückstadt R.Möller,Steinburg, 1989,
S. 172ff.
232 Vgl. HA 86/11.4.1933; 87/12.4.1933;
94/22.4.1933; 196/23.8.1933; Staats-
polizeistelle in Altona an Geheime
Staatspolizei in Berlin v. 3.10.1933,
LAS 301/4535; I.Dittrich, Heimatge-
schichtlicher Wegweiser zuStättendes
Widerstandes und der Verfolgung
1933-1945, 8d.7, Schleswig-Holstein
1, NördlicherLandesteil, Kiel 1993, S.
71f.
233 Vgl. H. Weber, Kommunismus in
Deutschland, 1983,S. 140f; H. Duhn-
ke, Die KPD von 1933 bis 1945, Köln
1972,S. 63ff
234 P. Steinbach,Der Widerstand gegen
die Diktatur. Hauptgruppen und
Grundzüge der Systemopposition, in:
K.D. Bracher/M. Funke/H.-A. Jacob-
sen (Hg.), Deutschland 1933-1945.
Neue Studien zur nationalsozialisti-
schen Herrschaft,Bonn 1992,S. 455.
233 Vgl. Bericht des Bezirks Wasser-
kante über die Unterbezirke anZK der
KPDin Berlin v. 7.10.1935,SAPMO-
BARY 1/13/16/67.
236 Vgl. K. Schwieger, Das Ende der
Weimarer Republik in Süderdith-
marschen, in: N.R. Nissen (Hg.), Sü-
derdithmarschen. 1581-1970, Heide
1970,S. 188-196; H.A. Winkler, Kata-
strophe,1987,S.650.
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die Leitung der Ortsgruppenicht mehr bestand,und die übrigen
Genossen eingeschüchtert waren.237 Vorerst konnte es in Dith-
marschen nur darum gehen,konspirative VerbindungenundTref-
fen im Familien- und Freundeskreis zur Diskussion der politi-
schen Tagesereignisseaufrechtzuerhalten.

Hermann Weber beschreibt die Lage der KPD für die Jahre
1933/34 mit folgenden Worten: Aber noch besaß die KPD
genügend Mitglieder, dienichtbereit waren, vorderNSDAPein-
fach zu kapitulieren. Überall entstanden nach dem Schock, den
die kampflose Niederlage ausgelöst hatte, illegale Wider-
standsgruppen."27* Diese Feststellung trifft auf das ländliche
Dithmarschen nicht zu und scheint eher Wunschvorstellung von
Weber zu sein;eine Reorganisierung der lokalen Parteistrukturen
zur Überwindung der zeitweiligen Lähmung kann nicht nach-
gewiesen werden. Die Zahl der engagierten Mitglieder war zu
gering, um die Arbeit der Partei imUntergrund fortzuführen. 239

Anders als in Hamburg, im Ruhrgebiet, in Berlin und in den
größeren StädtenSchleswig-Holsteins warauf demflachenLand
die Agitation der KPDpraktisch zumErliegen gekommen,240ob-
wohl die KPD in Schleswig-Holstein — wie aus einem Organisa-
tion-und Kurierplan vom September 1933 hervorgeht - weiter-
hin versuchte, Heide und Meldorf mit Propagandamaterial zu
versorgen.241 Der Partei fiel es jedoch immer schwerer, die Kon-
takte zu den Unterbezirken zu halten.Führende Mitglieder aus
der Bezirksleitung waren festgenommen worden, und immer
wieder gelanges denneuen Machthabern,derParteinoch herbe-
re Schläge zu versetzen.242 Es blieben nur noch die Aufklärung
über nationalsozialistischeTerroraktionen und praktische Anlei-
tungen zur Untergrundarbeit.243

Ende Juni 1933 wurde in Altona ein illegales Büro der KPD
festgestellt, das in einem Pferdestall untergebracht war und u.a.
auch für die Ortsgruppe Heide zuständig war. In dem als voll-
ständigeGeschäftsstelle ausgestatteten Büro wurden Flugblätter
und Handzettel hergestellt, die für die Untergrundarbeit in
Schleswig-Holstein, Hamburg und Lübeck gedacht waren. Bei
der Aushebunggelangte aucheine Listevon KPD-Mitgliedern in
die Hände der Polizei.244 Durch derartige Schläge gegen
Leitungsinstanzender Partei wurden besonders die unterenEin-
heiten geschwächt,denen ihre Kommunikationsstrukturen verlo-
rengingen.245

Von Hamburg, Altona, Kiel und Dänemark aus versuchte die
KPD aber weiterhin, die Partei in Schleswig-Holstein zu-
sammenzuhalten und ging zueinemSystem vonDecknamen und
Deckadressen über, das einen größeren Schutz für die eigenen
Leutedarstellen sollte.246 Besonders von Dänemark aus gelangen
der Partei bescheidene Erfolge, zu einer organisierten Bearbei-
tung inSchleswig-Holsteinzurückzukehren. Sehr gefährlich war
jedoch der Grenzübertritt zum Transport von Parteimaterial, so
daß Flugblätter und Schriften zeitweise über das Wasser an die
Ostseeküste gelangten; wieweit Heide in diese Reorganisation
eingebunden werdenkonnte, warnicht zuermitteln.247

Daß die Strukturen der KPD imUnterbezirk Heide nach 1933
nahezu zerstört waren,hatte mehrere Gründe. Zumeinen war die

237 Vgl. Bericht des Bezirks Wasser-
kante andie KPD-Zentrale in Berlin v.
10.4.1933, SAPMO-BA RY 1/13/16/
66.
238 H. Weber, Die KPD in der Illega-
lität, in: R. Löwenthal/P. von zur
Mühlen (Hg.), Widerstand und Verwei-
gerung inDeutschlannd 1933bis 1945,
Bonn 1984,S. 85.
239 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
stischer Widerstand 1933-1945, 1994,
S. 119.
240 Vgl. Staatspolizeistelle in Kiel an
Geheimes Staatspolizeiamtin Berlin v.
4.9.1933,R5B/3622,81. 253.
241 Vgl. Staatspolizeistelle in Kiel an
Geheimes Staatspolizeiamtin Berlin v.
23.9.1933, BAP R 58/3622, 81.
273/274.
242 „Die Partei verstand es immer bes-
ser,ihre OrganisationundTätigkeitmit
den neuenBedingungen im Kräftever-
hältnis der Klassen schrittweise in
Übereinstimmung zu bringen und da-
bei neu gewonnene taktische Erkennt-
nisse zu berücksichtigen", schreibt die
DDR-Historikern Margot Pikarski
(Umstellung der KPD auf die Illega-
lität, in: BzG 5/1978, S. 733). Diese
These verklärt die Situation der KPDin
entscheidendem Maße und findet in
den parteiinternenBerichten keineEnt-
sprechung.
243 Vgl. B. Herlemann, Kommunisti-
scher Widerstand, in: W. Benz/W.H.
Pehle (Hg.), Lexikon des deutschen
Widerstandes, Frankfurt/M. 2 1996, S.
31.
244 Polizeipräsident vonAltona-Wands-
bek an Geheimes Staatspolizeiamt in
Berlin v.6.7.1933,BAPR 58/3622,81.
185.
243 Vgl. H. Weber, Die Ambivalenzder
kommunistischen Widerstandsstrategie
bis zur „Brüsseler" Parteikonferenz,in:
J. Schmädeke/P. Steinbach (Hg.), Der
Widerstand gegen den Nationalsozia-
lismus, München 3 1994, S. 76.
246 Ein V-Mann der Gestapo machte
folgende Ausagen zur Neubildung und
zum Aufbau der KPD: „Die Einheiten
vom Bezirk abwärts sind nach dem 4-
Mann-System aufgebaut. Die Leitung
der Einheiten vomBezirk abwärts wird
vondem 1. Mannwahrgenommen.Na-
men werden nicht genannt. Der Be-
zirksleiterkenntnur seineArbeitskreis-
leiter, dagegen schon nicht mehr die
Stadtteilleiter [...]. Während jedes Mit-
glied des Dreierauschusses (Gebiets-
leitung) mehrere Verbindungsleute zu
den einzelnen Bezirken hat, steht dem
1.Mann der einzelnen Einheiten vom
Bezirk abwärts bis zum Arbeits-
gebietsleiter nur 1 Verbindungsmann
zur Verfügung. Dieser tritt nirgens öf-
fentlich inErscheinung, wird aber über
alleArbeiten vom 1. Mann unterrichtet
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Westküste Schleswig-Holsteinsundbesonders Dithmarschen be-
reits vor der „Machtergreifung" eine Hochburg der Nationalso-
zialisten,die schonseit 1929 diepolitische Szene und vor allem
die Straße beherrschten undbis zum Ende der Weimarer Repu-
blik in Verbänden, Ausschüssen und kommunalen Vertretungen
zu Wortführern geworden waren. Der überdurchschnittlich gute
Stand ihrer Parteiorganisation und die breite Zustimmung durch
die Dithmarscher ermöglichten der Partei in den Wochen nach
der Machtübernahme ein breites Vorgehen gegen die Arbeiter-
parteien.Ineinem Bericht derBezirksleitung vom 10. April 1933
wird der ,JVaziterror" in Dithmarschen als „sehrscharf' beur-
teilt.248 Unterstützt wurde die NSDAP dabei durch Denunzi-
ationen seitens der Heider Bevölkerung.249 Der zeitweilige Orts-
gruppenleiter Karl Behrens (geb. 5.1.1895 in Oldenswort) wurde
nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten mehrmals in
Haft genommen. Zwischen April und Juni 1933 verbrachte er
insgesamt sieben Wochen in Schutzhaft. Er war von einem
14jährigen Hitlerjungen, der im Haus gegenüber wohnte, als
Mitglied der KPD denunziert worden.250

Das praktische Verschwinden der KPD hatte jedoch auch
parteiinterne Ursachen und war Folge der bereits angesproche-
nen Schwäche der Parteiorganisation indenkleinstädtischenund
ländlichen Regionen Schleswig-Holsteins. Anhänger konnten
hier nur ungenügend an die Partei gebunden werden. BeimEin-
setzen der Repressionen zogen sich diese von der Partei wieder
zurück, so daß nur ein kleiner Kern verblieb, der für die Natio-
nalsozialisten wegender Möglichkeitenger sozialer Kontrolle in
ländlichen Regionen stets eine im wahrsten Sinne des Wortes
überschaubare Größeblieb. Anders als in den Großstädten waren
illegale Gruppenbeziehungen leichter zuerkennen und Aktionen
durftennicht auf große Resonanz hoffen.251

Um die nur schwache Wirkung des Widerstandes seitens der
Arbeiterbewegung zu erklären, muß auch nach der politischen
Haltung der Arbeiter im nationalsozialistischen Staat gefragt
werden. Problematisch ist dabei sicherlich,daß für eine definiti-
ve Antwort auf diese Frage objektive Indikatoren und Bemes-
sungsgrundlagen fehlen. Auch wenn Übereinstimmung in der
Forschung zu herrschen scheint,252 daß die Zustimmung der Ar-
beiter zumNS-Regime nach 1933 eher zunahm,bleibt das Bild
diffus, wie auch die folgenden Beispiele aus Dithmarschenbele-
gen. Zum einen berichtete derLandrat von Norderdithmarschen,
daß die imWinter 1934/35 eingeleiteten Notstandsarbeitendazu
beitrugen, „denArbeiter zu überzeugen, daß etwasfür ihn getan
wird. Die Stimmung unterderArbeiterschaft istdemzufolge gut,"
urteilte er und fügte hinzu, daß auch die Saarabstimmung 1935
und die damit verbundeneRückgliederung des Saarlands an das
DeutscheReich zueiner positiven Haltungder Arbeiter in bezug
auf dasRegime geführt habe.253

Gleichzeitig finden sich aber auchgegenteilige Aussagen.Der
Amtsvorsteher in Burg in Dithmarschen berichtet zum gleichen
Zeitpunkt: „BeiNotstandsarbeiten [...] wird von einzelnen teils
mit Erfolg versucht,dieNSDAP undihreEinrichtungen lächer-
lich zu machen. SA-AngehörigeundsonstderParteinahestehen-
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sche Gesellschaft. Die Durchsetzung
der Rassenpolitik 1933-45, Paderborn
1993; K.-M. Mallmann/G. Paul, All-
wissend, allmächtig, allgegenwärtig?
Gestapo, Gesellschaft und Widerstand,
in: ZfG 41 (1993) 11, S. 984-999; B.
Berlekamp/W. Röhr (Hg.), Terror,

Herrschaft und Alltag im Nationalso-
zialismus. Probleme einer Sozialge-
schichte des deutschen Faschismus,
Münster 1995;G. Diewald-Kerkmann,
Politische Denunziation im NS-Regi-
me oder Die kleine Macht der „Volks-
genossen", Bonn 1995; dies.. Politi-
sche Denunziation - eine „weibliche
Domäne"? Der Anteil von Männern
und Frauen unter Denunzianten und
ihren Opfern in: 1999. Zeitschrift für
Sozialgeschichte des 20 und 21. Jahr-
hunderts 2 (1996),S. 11-35.
250 Vgl.LAS761/5016.
231 Vgl. K.Tenfelde, Soziale Grundla-
gen vonResistenz und Widerstand, in:
J. Schmädeke/P. Steinbach, DerWider-
stand gegen den Nationalsozialismus,
München 3 1994, S. 807.
232 Vgl. V. Kratzenberg, Arbeiter auf
dem Weg zuHitler? Die nationalsozia-
listische Betriebszellen-Organisation,
Frankfurt/Bern/New York 1987; O.
Dann, Nation und Nationalismus in
Deutschland 1770-1990, München
1993,S. 287.
233 Vgl. Bericht der Staatspolizeistelle
in Altona v. 4.2.1935, BAPR58/2039,
81. 19.
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de Arbeitskameraden werdenbeispielsweise lächerlich gemacht,
daß ihnen zum besseren Fortkommen empfohlen wird, denArm
zum Gruß noch höher zu heben."254 Diese widersprüchlichen
Einschätzungen spiegeln die Haltung der Arbeiter in ganz
Deutschland. Sie reichte von geschlossener Ablehnung bis zu
großer Begeisterung für dasNS-Regime.255InsbesonderedieTat-
sache, wieder Arbeit zu haben, das Gefühl, wieder gebraucht zu
werden,256 versöhnteTeile der Arbeiterschaft inder Tat mit dem
Regime und war vor dem Hintergrund der erlebten Krisenjahre
keine Überraschung. Heinrich August Winkler schreibt treffend:
„Wernach JahrenderArbeitslosigkeit wiedereinen Arbeitsplatz
erhielt, war oftgeneigt, über den Verlustderpolitischen Freiheit
hinwegzusehen."251Auchistsich dieForschungheutedarüber ei-
nig, daß die vom Norderdithmarscher Landrat angesprochene
Wirkung der außenpolitischen Erfolge Hitlers bei den Arbeitern
großen Eindruck machte.258 Bereits während der Weimarer Re-
publik war nachzuweisen,daß sich besonders Arbeiter aus dem
ländlichen Dithmarschen überdurchschnittlich der NSDAP an-
schlössen.259 Diese Gruppe, die nicht in der Tradition des links-
proletarischen Arbeitermilieus stand, ließ sich nach der „Mach-
tergreifung" problemlos in die „Volksgemeinschaft" integrieren
und verhinderte,daß aus der Arbeiterschaft eineMassenbasis für
einen erfolgreichenWiderstand gegendas NS-Regime entstand.

Genauso mußten die nationalsozialistischen Verfolgungsorga-
ne wiederholt erkennen, daß sie trotz ihrer massiven Repres-
sionsaktionen oppositionelle Bekundungennicht vollständigun-
terbindenkonnten.Das proletarisch-sozialistisch geprägte Arbei-
termilieu lebte auchnachder „Machtergreifung" inder Mehrheit
inDistanzzudenneuen Machthabern.Dies wußten auchdieNa-
tionalsozialisten und verfolgten deshalb jede noch so kleine
Form von Auflehnung. Wo sie Opposition wahrnahmen, dort
schlugen sie auch inHeide rigoros zu, wie die am 6. November
1935 inHeide erfolgte Verhaftung vonJohann Goerlitz(geb. am
20. Oktober 1892 in Wesselburen) zeigte, weil- wie es hieß -
„er wiederholt seiner kommunistischen Gesinnung Ausdruck
gab."260 Dieses Festnahme wie auch der Bericht über die die
NSDAP lächerlich machenden Arbeiter sind Ausdruck eines
Herrschaftsanspruchs,der die Gleichschaltung der Gesellschaft
anstrebte. Daß diesen Formen von Opposition ein solch hoher
Stellenwert beigemessenwurde, istnur dadurchzuerklären,daß
während des „DrittenReichs" jeglicheLebensverhältnissepoliti-
siert waren und jede Ausprägung von Nonkonformität daraus
folgendals Widerständigkeit interpretiert wurde.261

234 Lagebericht der Staatspolizeistelle
Kiel v.Feb.1935, BAPR 58/2039, 81.
21.
233 Vgl. U. Herbert, Arbeiterschaft im
„Dritten Reich". Zwischenbilanz und
offene Fragen, in: GG 15 (1989), S.
320; H.-J. Steinberg, Die Haltung der
Arbeiterschaft zum NS-Regime, in: J.
Schmädeke/P. Steinbach, Der Wider-
stand gegen den Nationalsozialismus,
München 3 1994,S. 867-874.
256 Ygi. zu den sozialpsychologischen
Wirkungen von Arbeitslosigkeit imAr-
beitermilieu W. Kaschuba, Volkskultur
und Arbeiterkultur als symbolische
Ordnungen. Einige volkskundlicheAn-
merkungen zur Debatte um Alltags-
und Kulturgeschichte, in:, A. Lüdtke
(Hg.), Alltagsgeschichte. Zur Rekon-
struktion historischer Erfahrungen und
Lebensweisen, Frankfurt/M. 1989, S.
205ff.
237 H.A. Winkler, Katastrophe, 1987,
S. 953.
238 Vgl.I.Kershaw, NS-Staat, 1994,S.
303;G. Schildt, Die Arbeiterschaft im
19. und 20. Jahrhundert, München
1996,S. 43.

239 Vgl. U.Pfeil,Heide, 1995,S. 338f.
2*° Telegramm der Staatspolizeistelle
Kielv.9.11.1935, BAPR 58/2039, 81.
319a.
261 Vgl. zur Kontroverse über Begriff-
lichkeitenin der Widerstandsforschung
K.-M. Mallmann/G. Paul, Resistenz
oder loyale Widerwilligkeit. Anmer-
kungen zueinem umstrittenen Begriff,
in: ZfG 41 (1993) 2, S. 99-116; P.
Steinbach, Widerstand gegen den Na-
tionalsozialismus in der zeitgeschicht-
lichen Auseinandersetzung. Beiträge
zum Widerstand der Gedenkstätte
Deutscher Widerstand,Berlin 1995.

6. Fazit Die Geschichte derKPD inHeide ist die Geschichte einer Orts-
gruppe, die in der gesamten Weimarer Republik zu den Sorgen-
kindern des KPD-Bezirks Wasserkante gehörte.In den turbulen-
tenAnfangsjahren konnte sie zwar bei Wahlen einige Achtungs-
erfolge verzeichnen, doch blieb die SPD in Heide die dominie-
rende Arbeiterpartei. In der Zeit der scheinbaren Stabilisierung
war dieKPD nureineRanderscheinung inder politischenLand-
schaft der Stadt.Diese Situation änderte sich erst wiederinden
Krisenjahren ab 1929,docherwuchs ihr inDithmarschenmit der
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NSDAP einKonkurrent, der sie bereits überflügelt hatte, als sie
begann, sich eine Strategie gegen den neuen Gegner zu überle-
gen. Diese divergierende Entwicklung bedarf der Erklärung,
denn beide Parteien wiesen oberflächlich Gemeinsamkeiten auf,
diebeidereinenden Erfolgerklären sollen,bei der anderenaber
als ständigesHemmnis wirkten.

Als .Führerpartei' wurde die gesamte NSDAP dem Grund-
satz unbedingter Fuhrerautorität unterworfen. Die politische
Willensbildung solltenur von obennachuntenverlaufen, von un-
tennachoben wurdeunbedingterpolitischer Gehorsam erwartet
[...].Diezentralistische StraffungdergesamtenParteiorganisati-
on schufdie Voraussetzungen dafür, daß die NSDAP den 1929
beginnenden Strukturwandel von der Kader- zur Massenpartei
ziemlich reibungslos bewältigen konnte,"262 urteilt Wolfgang
Schieder bei seiner Erklärung für denschnellen Erfolg der NSD-
AP zwischen 1929und1933.Den Anspruch, eine zentralistische
Partei zu sein,erhob auchdie KPD,doch bewegtesich ihreEnt-
wicklung zur Massenpartei auf einem deutlich niedrigeren Ni-
veau. Wie an zahlreichen Beispielen illustriert wurde,gelang der
KPD trotz ihres Anspruchs, einemonolithischeunddurchorgani-
sierte Partei sein zu wollen, nie eine derartige Aktivierung ihrer
Anhänger, daß sie ihrem revolutionären Anspruch nachkommen
konnte. Mallmann resümiert deshalb: „Während der Bolsche-
wisierungsimpetus grosso modo versandete [...], sahen sich die
Bezirksleitungen - gestreßt durch die Obstruktion der Basis,
zweifelnd am guten Willen der Mitglieder, gläubigbefangen in
der Verehrung des bolschewistischen Vorbilds, in dessen
Übertragbarkeit aufdeutsche Verhältnisse - dem gleichbleiben-
den Druck des ZK ausgesetzt. Das Resultat war vielfach die
Flucht in den Bluff, in die Scheinwelt der Potemkinschen Dör-
fer."267

Dieses Problem kannte die NSDAP in Dithmarschen nicht.
Zwar waren die erstenMonate nach derNeugründung der Partei
in Norddeutschland 1925 noch von geringem Erfolg gekenn-
zeichnet, doch mit dem regionalen Beginn der (Agrar-) Krise
1927 setzte die Zeit des großen Aufschwungs an der Westküste
Schleswig-Holsteins ein.DieNSDAP profitierte dabei voneiner
beachtlichen Aktivität ihrer Mitglieder,die es ihrermöglichte,in
relativ kurzer Zeit ein breites Organisationsnetz aufzubauen.264

Nun kann an dieser Stelle nicht erschöpfend der Frage nach-
gegangen werden, welche Faktoren für diese unterschiedliche
Entwicklung in den beiden Parteien entscheidend waren.
Resümierend soll festgehalten werden, welcheUrsachen es hat-
te, daß die KPD in Dithmarschen und Heide nicht einen ähnli-
chenAufstieg erlebte wie dieNSDAP.

Von entscheidender Bedeutung scheint in Heide der
„programmatische Opportunismus"265 der Nationalsozialisten
gewesen zu sein. Dithmarschen mit seiner überwiegend auf die
Landwirtschaft ausgerichteten Wirtschaftsstruktur und einer
großen Anzahlan mittelständischenBetriebenkann geradezuals
Musterbeispiel für eine (klein-)bürgerliche Orientierung heran-
gezogen werden, wohingegen die NSDAP bei anderer Wirt-
schaftsstruktur auch als Arbeiterpartei auftretenkonnte, wie das

262 Vgl. W. Schieder, Die NSDAP vor
1933.Profil einer faschistischen Partei,
in:GG 19 (1993),S. 145ff.
263 K.-M. Mallmann, Kommunisten,
1996,S. 310f.
264 Vgl. R.Rietzier, „Kampf, 1982, S.
343ff.;U.Pfeil,Heide, 1995, S. 259ff;
CM. Sörensen, Politische Entwick-
lung und Aufstieg der NSDAP in den
Kreisen Husum und Eiderstedt 1918-
-1933, Neumünster 1995, S. 253ff.; W.
Koops,Südtondern in derZeitder Wei-
marer Republik. Ein Landkreis zwi-
schen Obrigkeitsstaat und Diktatur,
Neumünster 1993, S. 270ff.;H. Voigt,
Der Sylter Weg, 1977, S.41ff.
263 M. Broszat, Zur Struktur der NS-
Massenbewegung, in: VfZ 31 (1983),
S. 52.
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Beispiel der im Hamburger Einzugsbereich liegenden Stadt
Geesthacht zeigt.266 Die NSDAP war folglich keine feste Pro-
grammpartei; sie adaptierte vielmehr ihre Propaganda an die lo-
kalen Verhältnisse und reagierte flexibel auf tagespolitische
Entwicklungen.267

Auchbei der KPD gab es vereinzelteinpragmatisches, an den
lokalen Gegebenheiten orientiertes Vorgehen der lokalen Funk-
tionäre und Mitglieder. Dazustand jedoch dieprogrammatische
Inflexibilität der Parteiführung in deutlichem Widerspruch, so
daß das Außenbild der Gesamtpartei nur schwerlich faßbar war.
Die Parteizentrale hatte sich programmatisch demDiktat Mosk-
aus unterworfen und war um Linientreue bemüht. 268 Dadurch
entstand ihr Grundwiderspruch, einerseits der Komintern unter-
geordnet zu sein, andererseits in der Tradition der deutschen
Arbeiterbewegung zu stehen.269 Indem die Partei nach leninisti-
schem Vorbild anstrebte, ihre Organisation auf die Industrie-
arbeiter inden Betrieben abzustellen, wurde sie zu einer Partei
der Großstädte, 27" die jedoch auf die Probleme der ländlich-
strukturierten Regionen nur unzureichende Antwortenhatte.Ei-
ne von den russischen Bedingungen abgeleitete Programmatik
erwies sich für die Realität in Deutschland als nicht tragfähig.
DieseFeststellungtraf vor allem für dieZeit derWeltwirtschafts-
krise zu, als die KPD mit Klassenkampfparolen der Krise bei-
kommen wollte.271DieKluft zwischenArbeitslosenundErwerb-
stätigen wuchs, gewachsene Solidarstrukturen zerbrachen und
führten auch in Heide zur Erosion des im Kaiserreich entstande-
nen Arbeitermilieus.

Einen nicht zu unterschätzenden Einfluß dabei hatte die von
den Nationalsozialisten ständig benutzte Parole der „Volksge-
meinschaft". Während sich die KPD in ihrem Programm als Ar-
beiterpartei gab, stellte die NSDAP sektionale Aspekte in den
Hintergrund und übernahm die Rolle einer klassenüber-
greifenden Bewegung.Anders alsdie KPD arbeitete sie nicht auf
eine soziale Abgrenzunghin, sondern weitete ihrensozialen Ra-
dius fortwährend aus und wurde zu einer „Volkspartei des Pro-
tests"}12 Dabei war es den Nationalsozialisten von Nutzen, daß
sienicht in einerMilieutradition standen. Die KPD reproduzier-
te bzw. übernahm mentale und organisatorische Strukturen aus
der Sozialdemokratie des Kaiserreichs und kämpfte bei der Re-
organisierung der Parteistruktur ab 1923 ständig und letztlich
vergeblich gegen die tradierten Werte und Strukturen an. Die
NSDAPkonnte demgegenüber die antiindividualistischeund an-
tisozialistische Parole von der „Volksgemeinschaft" in den Mit-
telpunkt ihrer Propaganda stellen. „Der Kreis jener Menschen,
die eine solche Quasi-Utopie attraktiv fand, ging weit über die
Anhängerschaft derNSDAP hinaus, da die Volksgemeinschafts-
idee einen scheinbaren Ausweg aus der grundlegenden Krise
bürgerlicher Staats- und Ordnungsvorstellungen versprach und
dieneuen Zeitverhältnisse ineinen neuen Sinnzusammenhangzu
integrieren vorgab,"217 schreibt Adelheid von Saldern und be-
nennt damit genauden entscheidenden Vorteil derNSDAP-be-
sonders unter der jungenFrontkämpfergeneration274 - gegenüber
der KPD. Die Nationalsozialisten hatten die Gefühlslage der

266 Vgl. B.M. Menapace, „Klein-Mos-
kau" wird braun. Geesthacht in der
Endphase der Weimarer Republik
(1928-1933), Kiel 1991.
267 Vgl. W. Schieder, Die NSDAP vor
1933, 1993,S. 142ff.
268 Vgl. S. Neumann, Die Parteien der
Weimarer Republik, Stuttgart3 1986, S.
91; H. Weber, Aufstieg, 1991, S. 27f;
H.A. Winkler, Weimar, 1993, S. 150,
191.
269 Den Widerspruch zwischen natio-
nalerVerankerung und politischerÖff-
nung auf internationaler Ebene konn-
ten die kommunistischen Parteien in
Europaallgemeinnicht lösen, sodaß er
zueinem Hemmnis für die Parteiarbeit
und die Bindung von Anhängern wur-
de; vgl. J. Gotovitch/P. Delwit/J.-M.
De Waele, L'Europe des communistes
(Editions Complexe), Brüssel 1992, S.
52ff.
270 Vgl. Protokoll der Orgberatung des
Bezirks Wasserkante am 21.10.1925;
SAPMO-BA RY 1/13/16/38.
271 Vgl. K.-M. Mallmann, Kommuni-
sten, 1996, S. 391.
272 Vgl. J.W. Falter. Hitlers Wähler,

1991, S.364ff.
273 A. von Saldern, Sozialmilieus und
der Aufstieg des Nationalsozialismus
in Norddeutschland (1930-1933), in: F.
Bajohr (Hg.), Norddeutschland im Na-
tionalsozialismus, Hamburg 1993, S.
30.
274 Vgl. G. Fiedler, Jugend im Krieg,
1989, S. 162;H. Giesecke, Wandervo-
gel, 1981,S. 82ff.
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Menschen erkannt und verfügten scheinbar über die richtigen
Rezepte,275 während die KPD bestenfalls bei ihren eigenenAn-
hängerndas Vorbild der Sowjetunion preisen konnte; eine breite
Schar neuer Anhänger war aber mit dieser Verheißung nicht zu
gewinnen. Während der Nationalsozialismus gerade in Dithmar-
schen Wählerschichten mobilisieren konnte,die bisher nur einen
geringen Grad an Politisierung aufwiesen, blieb der KPD als
Klassenpartei dieser Erfolg verwehrt. Ihr gelang es dank ihres
Radikalismus inder Wirtschaftskrise, in der Anhängerschaft der
SPD zu wildern und Arbeitslose kurzfristig für sich zu begei-
stern, doch war dieser Radikalismus keine Grundlage, um eine
dauerhafte revolutionäre Politik über Milieugrenzen hinweg zu
gestalten. Aber auch innerhalb der Arbeiterbewegung stieß das
Besetzen von extremenPositionen ab, so daß die Mehrheit der
Arbeiter bei der SPD und der Wählerblock der beiden Arbeiter-
parteien über die Jahre der Weimarer Repulik stabil blieb und
keine entscheidendeAusdehnungerlebte.

Ein weiterer Unterschied ergab sich aus der ideologischen
Ausrichtung beider Parteien. DieNSDAP verstand sich als Für-
sprecher einer nationalenbzw.nationalistischenPolitik,die KPD
hingegenalsTeil derKommunistischen Internationale.Der Inter-
nationalismus konnte aber inder Zeit der Weimarer Republik nur
wenig Erfolg haben, denn die Mehrheit der Deutschen sah sich
immer noch - wie im Ersten Weltkrieg -eingekreist von Mäch-
ten, die Deutschland indie Knie zwingen wollen. Besonders in
Dithmarschen,wo bereits in wilhelminischer Zeit das bürgerlich-
liberale und bürgerlich-nationale Lagerdie politische Landschaft
beherrschten, war eine internationalistisch ausgerichtete Politik
nicht mehrheitsfähig. Die NSDAPnutzte vielmehr die inbürger-
lichen Kreisen und in Teilen der reformistischen Arbeiterbewe-
gung verbreitete Angst vor einer Sowjetisierung Deutschlands
und stellte sich als letzte Rettungvor demBolschewismus dar.

Auch nach der „Machtergreifung" unterschätzte die KPD so-
wohl die Dynamik der NSDAP als auch den Widerstandswillen
ihrer Anhänger. Der NSDAP gelang in relativ kurzer Zeit die
Machtetablierungund die Gleichschaltung der Institutionen;die
Hoffnung der Kommunisten aber, daß das NS-Regime schon
nach wenigenWochen wieder zusammenbrechen würde, erwies
sich als Trugschluß. Die mehrmaligen Verhaftungswellen
schüchterten ein und raubtendenKommunisten ihr Kräftereser-
voir. Wie aus dem folgenden Zitat eines Berichterstatters der
Exil-SPD hervorgeht, überschätzten Sozialdemokraten wie
Kommunisten die Bedeutung von Politik im Leben ihrer einfa-
chen Parteimitglieder: ,f)as Interesse am Klassenschicksal ist
zum größten Teil völlig verschwunden,an seine Stelle ist der
kleinlichste Einzel- und Familiensinn getreten."216 Die Vorstel-
lung von den „proletarischen Massen",die sich alsBollwerk ge-
gen eine Machtübernahme „von rechts" stellen würden, erwies
sich als Phantasiegebilde.277

Die KPD überschätzte weiterhin die Wirkung des Wählerzu-
laufs bei den letztenReichstagswahlen1932/33.Da es sich in er-
ster Linie umeinProtestpotential und wenigerum treueAnhän-
ger der kommunistischen Weltanschauung handelte, wurde der

273 Vgl. C. Fischer, The rise. 1995. S.
125ff.; D.J.K. Peukert, Die Weimarer
Republik,1987, S. 2361T.
276 Deutschlandberichte der Sozialde-
mokratischen Partei Deutschlands (So-
pade) 1934-1940, hrsg. v.K. Bchnkcn,
Frankfurt/M. 1980, hier: Juli 1936, S.
835f.
277 Vgl. A. Lüdtke, Wo blieb die „rote
Glut"? Arbeitererfahrungen und deut-
scher Faschismus, in: ders. (Hg.), All-
tagsgeschichte. Zur Rekonstruktion hi-
storischer Erfahrungen und Lebens-
weisen, Frankfurt/M. 1989, S. 224-
-282.
278 Vgl. A. Sywottek, Revolutionäre
Perspektivendes kommunistischen Wi-
derstands, in: J. Schmädeke/P. Stein-
bach,DerWiderstand gegen denNatio-
nalsozialismus, München 3 1994. S.
481;G.Paul, Zur Sozialgeschichte von
Verfolgung und Widerstand am Bei-
spiel des Saarlandes (1935-1945), in:
B. Berlekamp/W. Röhr (Hg.), Terror,
Herrschaft und Alltag im Nationalso-
zialismus. Probleme einer Sozialge-
schichte des deutschen Faschismus,
Münster 1995, S. 62.
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kommunistische Widerstand fast ausschließlich von den bereits
seit längerer Zeit an die Partei gebundenen Aktivisten gelei-
stet.278 Der KPD gelang nie die Überwindung der Diskrepanz
zwischen denpolitisch aktiven Kadernunddem niedrigenAkti-
vierungsgradderMasse der Arbeiterschaft.
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